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1 Einführung

Mit dem Landschaftsplan als Teil des Flächennut­
zungsplans verfügen die Gemeinden über ein zu­
kunftsorientiertes Planungsinstrument. Sie können 
damit die Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege im Rahmen ihrer Bauleitplanung 
abgestimmt mit den anderen Belangen - im Gemein­
degebiet festlegen. Der Gesetzgeber hat diese Auf­
gabe im Artikel 3 des Bayerischen Naturschutzge­
setzes in die Planungshoheit der Gemeinden gelegt 
und ihnen so besondere Mitverantwortung für 
Mensch und Natur übertragen.

Der Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan um­
faßt die konzeptionelle, programmatische Planungs­
ebene für das gesamte Gemeindegebiet. In dieser 
Ebene hat die Gemeinde mit dem Landschaftsplan 
die Chance, in Verantwortung für den Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen einzutreten und für 
die Gestaltung der Landschaft Vorsorge zu treffen. 
Im Mittelpunkt steht ein vorausschauendes Ent­
wicklungskonzept für das ganze Gemeindegebiet. 
Es geht dabei vor allem um Größe und Qualität, 
Zuordnung und Begrenzung der Flächen für Woh­
nen und Arbeiten, Infrastruktur und Erholung, 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Naturschutz und 
Landschaftspflege und anderes mehr. Der Planungs­
prozeß in der Bauleitplanung dient - unter Beteili­
gung der Bürger - vor allem der Diskussion ver­
schiedener gemeindlicher Entwicklungsaltemati- 
ven. Dem Landschaftsplan kommt in diesem Zu­
sammenhang die Aufgabe zu, die Umweltverträg­
lichkeit der einzelnen Flächennutzungen aufzuzei­
gen und Vorschläge zur Konfliktvermeidung und 
zum Ressourcenschutz auszuarbeiten. Er bereitet 
also die ökologischen und landschaftsgestalteri­
schen Anforderungen an die Bauleitplanung der 
Gemeinde nachvollziehbar auf und trägt zur Quali­
tätssteigerung der Bauleitplanung bei.

Mit dem Landschaftsplan kann die Gemeinde Ant­
worten auf sich abzeichnende Entwicklungen geben 
und steuernd eingreifen. Ein Flächennutzungsplan 
mit Landschaftsplan gibt der Gemeinde verläßliche 
Entscheidungshilfen an die Hand. Eine wichtige 
Aufgabe ist es auch, den Planungen Dritter konsens­
fähige Leitbilder für das Gemeindegebiet vorzuge­
ben. Wichtige Zukunftsfragen, wie z.B. der Struk­
turwandel in der Landwirtschaft oder eine umwelt­
gerechte Baulandvorsorge, können besser bewältigt 
werden. Mit der Umsetzung des Landschaftsplans 
können auch ökonomische Vorteile in der Gemein­
de verbunden sein.

Bei der Ausarbeitung und Umsetzung landschafts­
planerischer Ziele ist von großer Bedeutung, daß die 
in der Gemeinde Verantwortlichen gemeinsam mit 
interessierten Bürgern, mit den Grundstückseigen­
tümern und Fachbehörden einen Konsens anstre­
ben. Deshalb wird nachfolgend als zentrales Motto 
einer Weiterentwicklung der gemeindlichen Land­
schaftsplanung in Bayern die Landschaftsplanung 
am Runden Tisch vorgestellt. Mehr als 20 Jahre

Erfahrung in der Landschaftsplanung haben ge­
zeigt, daß nur eine kooperative Planung hohe Ak­
zeptanz bei Bürgern und Verwaltung sichert. Ak­
zeptanz ist zugleich auch der Schlüssel für eine 
frühzeitige und erfolgreiche Umsetzung der Pla­
nungsziele der Gemeinde.

Allgemeine Hinweise:
Anstelle von Gemeinde/Markt/Stadt wird im fol­
genden Gemeinde verwendet.
Zur Vereinfachung wird im weiteren für Land- 
schaftsarchitekt/Landschaftsarchitektin die Form 
Landschaftsarchitekt verwendet; ebenso bei Bür­
gern, Planem, etc..
Zur Gesamtthematik "Die umweltbewußte Gemein­
de" hat das Bayerische Staatsministerium für Lan­
desentwicklung und Umweltfragen in Zusammen­
arbeit mit dem Bayerischen Gemeindetag und in 
Abstimmung mit dem Bayerischen Städtetag 1996 
einen gleichnamigen Umweltleitfaden mit konkre­
ten Handlungsempfehlungen, u.a. zur Landschafts­
planung und Landschaftspflege, für die Gemeinden 
herausgegeben.

2 Zusammenarbeit der an der gemeindlichen 
Landschaftsplanung im Rahmen der Bau­
leitplanung Beteiligten

2.0 Allgemeine Hinweise

Erfahrungen aus nunmehr etwa 20 Jahren Land­
schaftsplanung in Bayern sowie neuere Arbeiten 
aus dem Bereich der Akzeptanzforschung belegen, 
daß die Akzeptanz landschaftsplanerischer Aussa­
gen bei allen Beteiligten von großer Bedeutung für 
ihre letztendliche Umsetzung vor Ort ist. Wichtig 
ist, die von der Planung betroffenen Menschen früh­
zeitig einzubinden und zur Mitwirkung anzuregen.

Die gemeindliche Landschaftsplanung im Rahmen 
der Flächennutzungsplanung ist vor allem als ein 
"Prozeß" zu verstehen, der sich in enger Zusammen­
arbeit und in einem kontinuierlichen Dialog zwi­
schen den Beteiligten abspielt. Dazu zählen Vertre­
ter der Gemeinden, der Landschaftsarchitekt und 
der Ortsplaner, die Bürger vor allem auch die 
Grundeigentümer und Bewirtschafter der Flächen - 
sowie betroffene Verbände und Behörden. In die­
sem Prozeß nimmt die Gemeinde aufgrund ihrer 
Planungshoheit eine herausgehobene Stellung mit 
besonderer Verantwortung ein.
Alle Beteiligten sollen Zusammenwirken, um

die kulturelle und landschaftliche Eigenart der 
Landschaft in der jeweiligen Gemeinde heraus­
zuarbeiten,
das Bewußtsein der Menschen für die Eigenart 
der sie umgebenden Landschaft als Heimat und 
Identifikationsgrundlage zu fördern sowie sich 
umgekehrt von ihnen Anregungen und Ideen 
vermitteln zu lassen,
die Bürger zu umweltbewußtem Handeln anzu­
regen.
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Gemeindliche Landschaftsplanung ist dann beson­
ders effektiv, wenn sie im Bewußtsein der Verant­
wortlichen und der Bevölkerung verankert und ak­
zeptiert wird. Dabei geht es um folgendes Selbstver- 
ständnis der Beteiligten:

• Der Gemeinde kommt im Rahmen ihrer Pla­
nungshoheit für den Flächennutzungsplan mit 
Landschaftsplan eine besondere Verantwortung 
zu; Bürgermeister und Gemeinderat haben den 
gesetzlichen Auftrag der Daseinsfürsorge für 
das Wohl ihrer Bürger und sind zu einem Aus­
gleich unterschiedlicher Interessen verpflichtet. 
Dies umfaßt die Prüfung des Erfordernisses der 
Landschaftsplanung gemäß Art. 3 Abs. 2 Bay- 
NatSchG (vgl. auch Anhang 3, S. 2, Nr. 2).

• Der Landschaftsarchitekt muß sich als Ermittler 
wie auch als Koordinator und Vermittler verste­
hen.

• Die Bürger und die betroffenen Verbände sollen 
frühzeitig und ausreichend über den Stand der 
Planungen informiert und dazu angeregt wer­
den, eigene Ideen einzubringen.

• Die zuständigen Behörden sollen den Land­
schaftsarchitekten und den Ortsplaner in ihrer 
Arbeit unterstützen und die behördenübergrei- 
fende Zusammenarbeit pflegen. Die Ziele des 
Flächennutzungsplans mit Landschaftsplan sind 
behördenverbindlich, soweit einzelne Träger öf­
fentlicher Belange im Aufstellungsverfahren 
nicht widersprochen haben (vgl. § 7 BauGB).

Im Rahmen der Aufstellung des Landschaftsplans 
soll darauf geachtet werden, daß die vorgesehenen 
Umsetzungsmaßnahmen in einem überschaubaren 
Zeitraum durchgeführt werden können.
Ein kooperatives Zusammenwirken der Beteiligten 
erleichtert die Planung und kann die Verwirklichung 
notwendiger Entwicklungsvorhaben in der Ge­
meinde wesentlich beschleunigen.

2.1 Die Rolle der Gemeinde

Der Gemeinde (Bürgermeister und Gemeinderäte) 
kommt im Planungsprozeß eine hervorgehobene 
Rolle und Verantwortung zu. Als Planungsträger 
der Bauleitplanung trifft sie im Flächennutzungs­
plan mit Landschaftsplan wichtige Entscheidungen 
zur Bewahrung und Entwicklung intakter natürli­
cher Lebensgrundlagen. Diese sind Bestandteil der 
gemeindlichen Daseinsfürsorge und der Lebens­
qualität für alle Bürger. Dieser Planungsauftrag 
wird über verschiedene gesetzliche Grundlagen ge­
stützt und formuliert, insbesondere:

Art. 28 Abs. 2 und Art. 20a Grundgesetz: Ge­
währleistung der kommunalen Selbstverwal­
tung und Planungshoheit, Schutz der natürli­
chen Lebensgrundlagen,
Artikel 3 und 141 Bayerische Verfassung: Das 
Recht auf eine gesunde Umwelt zählt zu den 
Grundrechten der Verfassung und zu den beson­
deren Aufgaben der Gemeinden,

§ 1 Absatz 5 Baugesetzbuch: Sicherung einer 
menschenwürdigen Umwelt und Schutz der na­
türlichen Lebensgrundlagen als allgemeine Zie­
le der Bauleitplanung,
§188 Absatz 1 und 2 Baugesetzbuch: Über das 
Zusammenwirken von Bauleitplanung und Flur­
bereinigung,
§ 1 Bundesnaturschutzgesetz in Verbindung mit 
Art. 1 und Art. 2 Bayerisches Naturschutzge­
setz: Verpflichtung zu Sicherung und Entwick­
lung von Natur und Landschaft im besiedelten 
und unbesiedelten Bereich als Lebensgrundla­
gen des Menschen.

Die Gemeinde übernimmt so mit der Landschafts­
planung auch Aufgaben des Staates im Bereich 
"Naturschutz und Landschaftspflege" für ihr Ge­
biet.

Die Gemeinde wird im Planungsprozeß
schon im Vorfeld der Auftragsvergabe die unter­
schiedlichen, örtlichen Interessen erkunden, Ge­
spräche mit möglichen Betroffenen und Betei­
ligten führen und erste Zielvorstellungen ent­
wickeln (Akzeptanzvoruntersuchung), 
kompetenten Sachverstand zur Lösung von Pla­
nungsfragen heranziehen, 
frühzeitig planungsbegleitende Arbeitskreise ini­
tiieren und zur Mitarbeit ermuntern, 
zwischen den unterschiedlichen Interessen der 
Beteiligten zum Wohle aller Gemeindebürger 
vermitteln,
bereits während des Planungsprozesses kon­
sensfähige Maßnahmen vor Ort umsetzen (= 
Akzeptanzsteigerung).

2.2 Die Rolle der Landschaftsarchitekten

Die Landschaftsarchitekten sind als Planverfasser 
im Auftrag der Gemeinde im Planungsprozeß auch 
als Vermittler und Koordinatoren gefordert:
• Frühzeitig, möglichst bei Beginn der Planung, 

ist mit Unterstützung der Gemeinde ein die Pla­
nung begleitender Arbeitskreis ("Runder Tisch") 
einzurichten und zu moderieren. Notwendig ist 
es dabei, immer wieder von neuem die Initiative 
zu ergreifen, Anstöße zu vermitteln, eigene Ideen 
einzubringen sowie Anregungen, Wünsche, For­
derungen aufzunehmen.
Landschaftsarchitekt und Ortsplaner sollen mög­
lichst von Planungsbeginn an kooperativ und - 
soweit möglich - arbeitsteilig Zusammenwirken.

• Über die Ergebnisse der einzelnen Planungs­
schritte ist regelmäßig und verständlich zu infor­
mieren. Örtlicher Sachverstand soll - wo immer 
möglich - beigezogen werden.
Der Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan 
soll als ein integriertes Gesamt-Entwicklungs­
konzept für das Gemeindegebiet erarbeitet wer­
den, in dem die verschiedenen Nutzungen ge­
genseitig abgestimmt und dauerhaft-umweltge- 
rechte Lösungen und Alternativen aufgezeigt 
werden.
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• Planung und Umsetzung sollen von Anfang an 
Hand in Hand gehen. Der Landschaftsarchitekt 
soll als Berater der Gemeinde seinen Sachver­
stand und seine örtlichen Kenntnisse auch über 
die Zeitdauer der eigentlichen Landschaftspla­
nung hinaus anbieten.

2.3 Die Rolle der Bürger

Die Bürger und Verbände sind als Betroffene zur
Mitwirkung auf gerufen:

• Ein möglichst breites Spektrum örtlicher Inte­
ressenvertreter und "Meinungsführer" soll sich 
am Planungsprozeß beteiligen. Wichtig ist vor 
allem auch die Mitwirkung der Grundeigentü­
mer und Bewirtschafter von Flächen. Eine ko­
operative Planung am "Runden Tisch" lebt von 
der freiwilligen und ehrenamtlichen Mitarbeit 
der Bürger. Sie leisten damit Entscheidungshilfe 
für den Gemeinderat.

• In informellen Gesprächen sollen die Bürger 
und Verbände Beiträge zur Analyse von Mei­
nungen (Sichtweisen in der Bevölkerung) und 
zur Einstellung der Menschen zu ihrer Land­
schaft (Akzeptanzuntersuchung) leisten.

• Die Bürger sollen die Formen der gesetzlich 
vorgeschriebenen Bürgerbeteiligung im Auf­
stellungsverfahren des Flächennutzungsplans 
mit Landschaftsplan nutzen.

• Die Bürger sind aufgefordert, in ihrer Gemeinde 
selbst aktiv landschaftsplanerische Ziele, z.B. 
auf eigenen Grundstücken, umzusetzen oder bei 
gemeindlichen Umweltaktionen mitzumachen.

2.4 Die Rolle der Behörden

Den Behörden kommen im Planungsprozeß des Flä­
chennutzungsplans mit Landschaftsplan folgende
Aufgaben zu:

• Information über die Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege (vgl. Art. 2 Abs. 3 
BayNatSchG) sowie die des Baugesetzbuches 
für den Bereich der Bauleitplanung. 
Abstimmung mit dem Landschaftsarchitekten, 
dem Ortsplaner und der Gemeinde über die Pla- 
mmgsvorgaben.

• Bereitstellen notwendiger Unterlagen und Her­
stellen von Kontakten zu anderen Behörden.

• Pflege der behördenübergreifenden Zusammen­
arbeit zum Wohle der Gemeinde ("kooperatives 
Verwaltungshandeln").

• Fachliche Unterstützung des Landschaftsarchi­
tekten und Bestärkung in seinem Selbstver­
ständnis als neutraler Fachgutachter.

• Einbringen von konstruktiven Anregungen und 
Bedenken aus der eigenen Gebiets- und Sach­
kenntnis der Behörde heraus (Auskünfte als Trä­
ger öffentlicher Belange).

3 Verfahrensablauf

3.1 Ablaufschema (Kurzübersicht)

Siehe Abb. 1. Ablaufschema und Arbeitsschritte 
Landschaftsplan/Flächennutzungsplan in der aus­
führlichen Version finden sich im Anhang 8.

3.2 Allgemeine Hinweise

Dieses Kapitel erläutert den Verfahrensablauf des 
Vorentwurfs Landschaftsplan (LP) als landschafts­
planerisches Konzept sowie die sich anschließen­
den Stufen der Zusammenführung zum Flächermut- 
zungsplan mit Landschaftsplan. Bei größeren Städ­
ten kann der Verfahrensablauf den besonderen Er­
fordernissen angepaßt werden. Im übrigen enthalten 
die "Planungshilfen für die Bauleitplanung" des 
Bayerischen Staatsministeriums des Innern Hin­
weise für die Ausarbeitung und Aufstellung der 
Bauleitpläne (vgl. Anhang 9).
Ist ein Flächennutzungsplan nicht erforderlich, kann 
nach Art. 3 Abs. 5 BayNatSchG dennoch ein Land­
schaftsplan aufgestellt werden. Der Verfahrensab­
lauf gilt entsprechend.

Vorentwurf LP
Der Vorentwurf LP (landschaftsplanerisches Kon­
zept) ist die vom Landschaftsarchitekten erarbeitete 
vorläufige Planfassung. Er enthält die grundsätzli­
che Lösung der Aufgabe durch Erläuterungen in 
Text und Karte (§ 45a (2) Nr. 3 HOAI). Dieses 
landschaftsplanerische Konzept wird dem Gemein­
derat (Grundsatzbeschluß) und den Naturschutzbe­
hörden im Rahmen der Landschaftsplanförderung 
(vgl. Anhang 1) vorgestellt.

Vorentwurf FNP mit LP
Durch die Einarbeitung von Ergänzungen und 
Nachträgen der Gemeinde entsteht aus dem städte­
baulichen und dem landschaftsplanerischen Kon­
zept der Vorentwurf FNP mit LP, bei Bedarf mit 
Alternativen (Besondere Leistung nach § 45a (2) Nr. 
3 HOAI, siehe auch Kapitel 7.2.5).

Diese integrierte Planfassung mit Erläuterungsbe­
richt durchläuft den Verfahrensschritt der vorgezo­
genen Bürgerbeteiligung nach § 3 ( 1 )  BauGB und 
die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
nach §4(1)  BauGB. Durch Abwägung der in die­
sem Verfahrensabschnitt vorgebrachten Bedenken 
und Anregungen im Gemeinderat entsteht der Ent­
wurf des FNP mit LP (Billigungsbeschluß).

Entwurf FNP mit LP
Der Entwurf FNP mit LP ist die endgültige Lösung 
der Planungsaufgabe (vgl. § 37 (2) Nr. 4 und § 45a 
(2) Nr. 4 HOAI), die in den Verfahrensschritt der 
öffentlichen Auslegung einschließlich der Beteili­
gung der Träger öffentlicher Belange (§ 3 (2) BauGB) 
eingebracht wird. Durch Abwägung der in diesem 
Verfahrensabschnitt vorgebrachten Bedenken und 
Anregungen im Gemeinderat entsteht die genehmi-
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Gemeindlicher Landschaftsplan (LP) im Bauleitplanverfahren

G E M E IN D E R A T S B E S C H L U S S

A u fs te llu n g s b e s c h lu ß  zu m  F läch en nu tzu ng sp lan  (FNP) m it  
L an dsch aftsp lan  (LP), A u ftra g s  verg äb e

Planungsgrundlagen

Vorentwurf PNP Vorentwurf LP
(städtebauliches Konzept) (landschaftsplanerisches Konzept)

G E M E IN D E R A T S B E S C H L U S S

G ru n d sa tzb e sc h lu ß  zu den V o re n tw ü rfe n  des FN P  und des LP

Vorentwurf FNP mit LP

V o rg e zo g e n e  B ürgerbeteü igung nach  § 3  (1 ) BauG B  
B eteiligung der T Ö B  nach  § 4  (1 ) BauG B

G E M E IN D E R A T S B E S C H L U S S

B illigungsbeschluß  fü r  den E n tw u rf des FN P m it LP

Entwurf FNP mit LP

ö ffe n tlic h e  A u s leg u n g  einschl. B eteilung  d er T Ö B  nach  § 3  (2 )
BauGB

G E M E IN D E R A T S B E S C H L U S S

F ests te llun gsbesch lu ß  fü r d ie g en eh m ig u n g s fäh ig e  P lanfassung  
des FNP m it LP

Genehmigungsfähige Planfassung FNP mit LP

V o rlag e  bei d er G en eh m igu n gsbehö rd e

Genehmigter FNP mit LP

O rtsü b lich e  B ekann tm ach un g  nach § 6  (5 ) B auG B

Abbildung 1

Ablaufschema und Arbeitsschritte Landschaftsplan/Flächennutzungsplan (Kurzübersicht)

gungsfähige Planfassung FNP mit LP (Feststel­
lungsbeschluß).

Genehmigungsfähige Planfassung FNP mit LP

Die genehmigungsfähige Planfassung ist der FNP 
mit LP zur Vorlage bei der Genehmigungsbehörde. 
In besonderen Fällen kann ein weiterer Feststel­
lungsbeschluß nach weiterer Behandlung der nicht

genehmigten Darstellungen des FNP mit LP erfor­
derlich werden (vgl. § 37 (2) Nr. 5 und § 45a (2) Nr. 
5 HO AI).

Genehmigter FNP mit LP

Der genehmigte FNP mit LP wird nach § 6 (5) 
BauGB ortsüblich bekanntgemacht.
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4 Anforderungen an die Inhalte des
gemeindlichen Landschaftsplans als
Teil des Flächennutzungsplans

4.0 Allgemeine Hinweise

Die nachfolgende Zusammenstellung zeigt die 
fachlichen Regelanforderungen an den Inhalt des 
gemeindlichen Landschaftsplans im Rahmen der 
vorbereitenden Bauleitplanung in Bayern auf. Dem 
Landschaftsarchitekten obliegt es dabei je nach 
örtlicher ökologischer und ökonomischer Situation 
und Problemstellung in der Gemeinde - den aufge­
zeigten Leistungsrahmen begründet zu verfeinern 
oder zu vergröbern.
Abbildung 2 beschreibt den erforderlichen Pla­
nungsprozeß. Insbesondere für die Nachvollzieh­
barkeit der Landschaftsplanung ist es erforderlich, 
Nutzungskonflikte (Konfliktanalyse) aufzubereiten. 
Die vorliegenden, ausgewählten Leistungsbeschrei­
bungen werden in Grundleistungen und Besondere 
Leistungen aufgeteilt. Die einleitende schematische 
Übersicht wird in den markierten Teilleistungsbe­
reichen detailliert (vgl. dazu auch das Kapitel 7 
"Förderung und Honorierung").
Hinsichtlich der Detailschärfe der jeweiligen Dar­
stellungen ist zu beachten, daß der Landschaftsplan 
als Teil des Flächennutzungsplans gemäß § 5 Abs. 1 
BauGB nur die Grundzüge der beabsichtigten Ent­
wicklung herausarbeiten kann.
Für die Ausarbeitung und Aufstellung der Bauleit­
pläne hat das Bayerische Staatsministerium des In­
nern die "Planungshilfen für die Bauleitplanung" 
(Bekanntmachung vom 30.07.1982, MABL S. 517, 
mehrfach fortgeschrieben; vgl. Anhang 9) veröf­
fentlicht, deren Hinweise auch für das gemeinsame 
Planwerk "Flächennutzungsplan mit Landschafts­
plan" von Bedeutung sind.
Zur Eingrenzung des Planungs- und Verwaltungs­
aufwandes ist eine frühzeitige und arbeitsteilige 
Abstimmung zwischen Ortsplanerund Landschafts­
architekt erforderlich und empfehlenswert. Insbe­
sondere bei der Datenerhebung kann sich eine in­
tensive Absprache der Planer untereinander be­
schleunigend und rationalisierend auswirken.

4.1 Die Darstellung der 
abiotischen Ausstattung umfaßt:

Erfassung und Bewertung derplanungsrelevanlen Schutzgitter und Grundlagen 
durch Darstellung der/des

Abiotischen • Biotischen • Grundlagen des • Landschaftsbildes/
Ausstattung Q Ausstattung $ Wirtschaftens und -erlebens 0

(Boden, .Wasser, 
Uult/Klima)

(Arten und 
Lebensräume)

Handelns ® (Vielfalt, Eigenart) 
Schönheit)

Grundleistungen

4.1.1 Boden

Problembezogene Darstellung des Bodenspek­
trums (Bodenvielfalt, -Seltenheit u. -empfind-

lichkeit) z.B. anhand der Ertragsmeßzahlen der 
Bodenschätzung sowie durch Auswertung wei­
terer Grundlagen (z.B. vorhandene standort- 
kundliche Bodenkarten).
(Beispielhafte Erläuterungen zur Darstellung 
der Bodenfunktion anhand der Bodenschätzung 
s. Anhang 5.)
Auswertung des Waldfunktionsplans und örtli­
che Konkretisierung sowie ggf. Ergänzung der 
standortbezogenen Waldfunktionen unter Be­
rücksichtigung vorhandener standortkundlicher 
Informationen (z.B. Standortskartierung, Infor­
mationen des Forstamtes).
Darstellung der potentiell erosionsgefährdeten 
Bereiche (Wasser- und Winderosion) anhand 
vorhandener Fachinformationen, hilfsweise z.B. 

der Hangneigung aus der topographischen 
Karte
der Bodenarten aus der Bodenschätzung. 

(Beispielhafte Hinweise zur Ermittlung der was- 
sererosionsgefährdeten Bereiche s. Anhang 6.)

• Nachrichtliche Übernahme des im Geotopkata- 
ster Bayern des Bayerischen Geologischen Lan­
desamtes enthaltenen Geotopbestandes mit 
Auswertung der Schutzvorschläge.
Darstellung von Flächen, die für die potentielle 
Rohstoffgewinnung von Bedeutung sind (Über­
nahme von Vorrang- und Vörbehaltsgebieten 
aus dem gültigen Regionalplan).

4.1.2 Wasser

Darstellung der Bereiche mit hohem natürlichen 
Grundwasserstand z.B. anhand

topographischer und orohydrographischer 
Karten und anderer abgeleiteter Informatio­
nen (z.B. aus der Biotop- und Nutzungsty­
penkartierung gemäß 4.2, 1. Spiegelstrich) 
einer Auswertung der Bodenschätzung im 
Hinblick auf Moorböden sowie weiterer 
Grundlagen.

Nachrichtliche Übernahme der amtlich festge­
setzten Wasserschutzgebiete einschl. der nutz­
baren Trinkwassererkundungsgebiete sowie der 
Überschwemmungsgebiete (Informationen der 
Kreisverwaltungsbehörden und Wasserwirt­
schaftsämter).
Darstellung des Zustandes von Still- und Fließ- 
gewässem hinsichtlich ihrer Natumähe, insbe­
sondere der Ufer (z.B. aus der Nutzungstypen­
kartierung gemäß 4.2, 1. Spiegelstrich; der 
Seeuferuntersuchung Bayern und den Gewäs­
serpflegeplänen) sowie der Gewässergüte (In­
formationen der Wasserwirtschaftsämter).

4.1.3 Luft/Klima

Grobdarstellung der für die Kaltluftentstehung 
und den Luftaustausch besonders bedeutsamen 
Flächen (z.B. Kaltluftentstehungsgebiete bzw. 
Kaltluftseen, Frischluft-/Kaltluftbahnen, wär­
mebelastete Gebiete) anhand allgemeiner klima-
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tologischer Grundregeln (z.B. Talräume, hinder­
nisfreie Hänge, innerstädtische Grünflächen, 
dicht bebaute Gebiete).

4.2 Die Darstellung der
biotischen Ausstattung umfaßt:

Erfassung und Bewertung der planungsrelevanlen Schutzgüler und Grundlagen 
durch Darstellung der/des
• Abiotischen • Grundlagen des • Landschaftsbildes/

Ausstattung $ Ausstattung ® Wirtschaftens und -erlebens ®

(Boden, Wasser, 
Luft/Klima)

¡ (Arten und&ebens?; 
räume)

des Handelns $ ) (Vielfalt, Eigenart) 
Schönheit)

Grundleistungen

Erhebung und flächendeckende Darstellung von 
Biotop/Nutzungstypen unter Anwendung des 
Nutzungstypenkatalogs (im weiteren Nutzungs­
typenkartierung genannt). 
(Arbeitsgemeinschaft Naturschutz der Lan- 
desanstalten/-ämter und Landesumweltämter, 
Arbeitsgruppe CIR-Bildflug (Bearb.): Systema­
tik der Biotoptypen- und Nutzungstypenkartie­
rung (in der Regel bis zur Ebene der Oberbegrif­
fe mit den Endziffern 0 bzw. 00 einzusetzen; in 
Abhängigkeit vom Planungsgebiet können in 
Einzelfällen weitere Differenzierungen erforder­
lich sein), siehe Anhang 7.)
Aktualisierte Darstellung der amtlichen Biotop­
kartierung nach Kontrolle vor Ort.
Darstellung von schutzwürdigen Lebensräumen 
mit örtlich, (über)regional und landesweit be­
deutsamen Arten und Lebensgemeinschaften 
vor allem anhand der amtlichen Biotopkartie­
rung und der Nutzungstypenkartierung. 
Darstellung der durch die amtliche Biotopkartie­
rung nicht erfaßten, örtlich bedeutsamen, ökolo­
gisch wertvollen (Teil-)Flächen, soweit sie im 
Landschaftsplan darstellbar sind, z.B. Raine, 
Quellaustritte, Dorfweiher und andere Klein­
strukturen.

• Hinweise (Kennzeichnung im Plan) auf Feucht­
flächen, Mager- und Trockenstandorte, die den 
Art. 6d Abs. 1 u. 2 BayNatSchG bzw. § 20 c 
BNatSchG unterliegen.

• Darstellung ausgewählter artenschutzbedeutsa­
mer Flächen im besiedelten und unbesiedelten 
Bereich, die insbesondere aus den Standortan­
gaben des Arten- und Biotopschutzprogrammes 
(ABSP) bzw. der Artenschutzkartierung für das 
Planungsgebiet abzuleiten sind, einschl. der 
Herausarbeitung bedeutsamer Wechselbezie­
hungen und Verflechtungen in Text und Karte.

• Darstellung von Flächen, die im Rahmen eines 
Biotopverbundes als Lebensräume entwicklungs­
fähig sind, unter Verwendung vorhandener Un­
terlagen zu ausgewählten Indikatorarten und 
Standortfaktoren.
(Erläuterungen zur Bodenschätzung (siehe An­
hang 5); Anleitung zur Ermittlung der Böden 
mit Arten- u. Biotopschutzfunktion aus der Bo­
denschätzung. Indikatorarten sind z.B. eine

Auswahl im ABSP dargestellter landkreisbe­
deutsamer Tier- u. Pflanzenarten. Schwerpunkt­
gebiete für bestimmte Biotoptypen siehe Land­
schaftspflegekonzept (LPK) Bayern.)

Besondere Leistungen zu Kapitel 4.2
Zu Punkt 5 der vorangehenden Aufzählung (6d-Flä-
chen)
• Flächenscharfe Abgrenzung und Beschreibung 

der Feuchtflächen, Mager- und Trockenstandor­
te nach Art. 6d Abs. 1 BayNatSchG bzw. § 20 c 
BNatSchG.
Flächenscharfe Darstellung der Standorte/Le- 
bensstätten ausgewählter Pflanzen- und Tierar­
ten, insbesondere bei absehbaren landschafts- 
verändemden Vorhaben, z.B. Verfahren der 
Ländlichen Entwicklung in Dorf und Flur, Stras- 
senbau, in der Regel Maßstab 1:5.000.

4.3 Die Darstellung der landschaftsbezo­
genen Grundlagen des Wirtschaftens 
und Handelns umfaßt:

Erfassung und Bewertung der planungsrelevanten Schutzgüler und Grundlagen 
durch Darstellung der/des

• Abiotischen • Biotischen • Grundlagen des • Landschaftsbildes/
Ausstattung ® Ausstattung £> Wirtschaftens und s. -erlebens ®

(Boden, Wasser, (Arten und Lebens- Handelns ® (Vielfalt, Eigenart)
Luft/Klima) räume) Schönheit)

Grundleistungen
• Darstellung der Zusammenhänge und Wechsel­

wirkungen zwischen Bevölkerungsstruktur/Be- 
völkerungsentwicklung und der Entwicklung 
von Natur und Landschaft z.B. durch Erfassung 
von Äußerungen der Einwohner, Auswertung 
historischer Karten und sonstiger Unterlagen.

Besondere Leistungen zu Kapitel 4.3
• Vertiefende sozioökonomische und soziokultu- 

relle Erhebungen, z.B. durch Bürgerbefragung 
oder durch Mitwirkung in Arbeitskreisen oder 
in Bürgerforen und Versammlungen.

4.4 Die Darstellung des
Landschaftsbildes/-erlebens umfaßt:

Erfassung und Bewertung der planungsrelevanten Schulzgüter und Grundlagen 
durch Darstellung der/des

• Abiotischen • Biotischen • Grundlagen des Landschaftsbildes/
Ausstattung $ Ausstattung ®  Wirtschaftens und

(Boden, Wasser, (Arten und Lebens- Handelns ® (Vielfalt Eigenart) .
Luft/Klima) räume) : Schönheit).;;

Grundleistungen

Flächendeckende Darstellung der Erlebnisqua­
lität der Landschaft im besiedelten und unbesie­
delten Bereich bezogen auf Landschaftsteilräu­
me. Kriterien für die Darstellung sind insbeson­
dere:
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Vielfalt: z.B. flächige Nutzungsformen, li­
neare und punktuelle Strukturelemente, be­
sonders erlebniswirksame Randstrukturen 
wie Wald und Gewässerränder, wirksame 
Reliefvielfalt,
Eigenart: z.B. Bestand an kulturhistorisch 
bedeutsamer Substanz, prägnante kulturhi­
storische Nutzungsformen und abfolgen so­
wie hervorgehobene Relief- und geologi­
sche Strukturen,
Schönheit: ganzheitliche Betrachtung der 
Landschaft z.B. durch Analyse und subjek­
tive Bewertung des Musters der Landschafts­
elemente.

• Darstellung ausgewählter für das Landschafts­
erleben besonders wirksamer flächenhafter, lini- 
enhafter und punktueller Strukturen und Ele­
mente (über alle Sinne wahrnehmbar, z.B. op­
tisch, akustisch usw.).

4.5 Die Darstellung der vorhandenen, 
freiraumbezogenen Erholungs­
nutzung umfaßt:

Erfassung der bestehenden und beabsichtigten Flächennulzungen einschl. 
Bereiche mit rechtswirksamen Festsetzungen und Nutzungseinschrinkungen

Land- und Forstwirtschaft Bauliche Nutzung
z.B. Grünlandnulzung z.B. Wohnen

Ackerbau Gewerbe/Industrie

Wasserwirtschaft

■ *Ver- und Entsorgung 
Sonstige Nutzungen 
Standortübungsplätze

z.B. Wasserschutzgebiete
Überschwemmungsgebiete Schutzgebiete,-Objekte

z.B. Nationalpark

Verkehr
Naturpark 
NSG, LSG

z.B. Straßenverkehr ND. LB
Schienenverkehr

sowie auf die Schutzgüter bezogene Bewertung und Konfliktanalyse (ggf. über den 
räumlichen Geltungsbereich hinausgehend) und Lösungsansätze für Erhalt und 
Entwicklung von Naturhaushalt und Landschaftsbild

Ableitung von Landschaftseinheiten aus der Zusammenschau von Schutzgülern und 
Flächennutzungen als räumliche Grundlage für das landschaftliche Leitbild

Grundleistungen

• Darstellung der vorhandenen Flächen für frei­
raumbezogene Erholung (ortsnahe Erholungs­
bereiche, allgemein nutzbare öffentliche Grün­
flächen im Siedlungsbereich).

• Darstellung der vorhandenen Grün- und Freiflä­
chen mit besonderer Zweckbestimmung (z.B. 
Kleingärten, Friedhöfe, Sportanlagen).

• Darstellung der vorhandenen Freiraumverbin­
dungen (z.B. Fuß- und Radwege, Grünzüge und 
-Verbindungen).
Beurteilung der vorhandenen Flächen und Frei­
raumverbindungen im Hinblick auf mögliche 
Einschränkungen ihrer Benutzbarkeit (z.B. Lärm, 
Freileitungen, Gerüche) und Zugänglichkeit.

• Beurteilung der bestehenden und sich abzeich­
nenden Erholungsflächen und Erholungsnut­
zungen hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die 
Schutzgüter.

4.6 Die Darstellung des landschaftlichen 
Leitbildes umfaßt:

Landschsftsefnheiten bezogen, mit den Schwerpunkten

Formulierung eines sachlich, räumlich und ggf. 
zeitlich differenzierten landschaftlichen Leitbildes 
- orientiert an den Bedürfnissen der in der Gemeinde 
lebenden, arbeitenden und sich erholenden Men­
schen und bezogen auf die Landschaftseinheiten in 
der Gemeinde - mit Aussagen über:

die anzustrebende Qualität von Boden, Wasser, 
Luft/Klima und Lebensräumen für Pflanzen und 
Tiere,
den anzustrebenden Erhalt und die Entwicklung 
von naturraumtypischen, naturbetonten und nut­
zungsbetonten Ökosystemen, 
die anzustrebende naturraumtypische und/oder 
kulturbedingte Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
von Natur und Landschaft einschließlich der 
besiedelten Bereiche,
die anzustrebende freiraumbezogene Erholung 
in ihren unterschiedlichen Intensitätsgraden.

Dazu sind heranzuziehen:
Die im Grundlagenteil durchgeführte Erfassung 
und Bewertung des Zustandes von Natur und 
Landschaft und der herausgearbeiteten Bedürf­
nisse der Menschen,
Kenntnisse über die historische Entwicklung,
das Entwicklungspotential für Boden, Wasser, 
Luft/Klima, Arten und Lebensgemeinschaften, 
Landschaftsbild und -erleben sowie die frei­
raumbezogene Erholung.

Dabei sind die Ziele und Grundsätze des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege, die Aussagen 
überörtlicher Programme und Pläne sowie die Ziele 
und Erfordernisse der Raumordnung und Landes­
planung zu beachten.

Grundleistungen

4.7 Die Darstellung der Erfordernisse und 
Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege sowie der An­
forderungen an bestehende und beab­
sichtigte Flächennutzungen umfaßt:

Darstellung von örtlichen Erfordernissen und Maßnahmen des Naturschutzes und
der Landschaftspliege

Ressourcen
• Abiotische Ausstattung

• Boden
• Wasser
• Luft/Klima

• Anforderungen von Naturschutz und Landschaftsofleoe an bestehende und
« beabsichtigte Flächennulzupgen;®;;;;-
;i:i;>:lFliädheüiZürri:, Schulz',1•izütRIlwfriäiiä^ v>,v;,vFfächen,IOr,;VerT,undEnlsorgungsanlagen

lcWung von Natur und Landschaft
• Sonstige Schuizgebi ................Abgrabungen

und Erholungsflächen
• Bauliche Nutzung :i m.vFIächen IQr die Landwirt schaff

i^VerkehrsIlächen

Unter 4.7 werden folgende Abkürzungen verwen­
det:
F = Flächenhafte Darstellung über Planzeichen/Legende 
S = Darstellung über Symbole/Legende 
E = Erläuterungsbericht
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4.7.1 Erfordernisse und Maßnahmen zu 
Flächen zum Schutz, zur Pflege und 
Entwicklung von Natur und Land­
schaft
(§ 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB)

Darstellung (F/S) der bestehenden und der einst­
weilig sichergestellten Naturschutzgebiete, Na­
turdenkmale, Landschaftsschutzgebiete und ge­
schützten Landschaftsbestandteile und Hinwei­
se auf Flächen und Standorte nach Art. 6d 1 
BayNatSchG und § 20 c BNatSchG. 
Darstellung (F/S) der noch auszuweisenden 
schutzwürdigen Bereiche als Naturschutzge­
biet, Naturdenkmal, Landschaftsschutzgebiet, 
Landschaftsbestandteil.
Darstellung (F/S) von sonstigen ökologisch 
wertvollen oder erhaltenswerten Flächen (z.B. 
kartierte Biotope, Geotope).
Darstellung (F/S) der weiteren für den Bio­
topverbund wichtigen Flächen, insbesondere 
Puffer-, Vemetzungs- und Erweiterungsflächen 
sowie Gebiete mit komplexen Lebensraumver­
hältnissen.
Darstellung (F/E) von Entwicklungsbereichen 
bevorzugt für erforderliche und absehbare Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen für vorhandene, 
bekannte sowie für geplante Eingriffsvorhaben. 
(Hinweis: Zur "Eingriffsregelung und Bauvor­
haben" gilt Art. 6f im BayNatSchG, wonach die 
seit dem 01.05.1993 geltende Eingriffsregelung 
des § 8a Abs. 1 BNatSchG bis 30.04.1998 nicht 
zwingend anzuwenden ist.)
Darstellung (F) von Bereichen, in denen nach 
Art. 16 Abs. 2 BayWaldG eine Erstaufforstung 
den Zielen des Landschaftsplans widerspricht 
(Hinweis: Flächen für Erstaufforstung siehe 
4.7.10, 2. Spiegelstrich).
Darstellung (S/E) der für das Landschaftsbild/ 
-erleben besonders bedeutsamen bzw. zu ent­
wickelnden Bereiche.

4.7.2 Erfordernisse und Maßnahmen 
zu sonstigen Schutzgebieten

Darstellung (F) vorhandener und Übernahme 
geplanter sonstiger Schutzgebiete, z.B. Wasser­
schutzgebiete, Immissionsschutzgebiete.

4.7.3 Erfordernisse und Maßnahmen 
zu Grün- und Erholungsflächen
(§ 5 Abs. 2 Nr. 5 BauGB)

Darstellung (F) der vorhandenen und der ge­
planten Grün- und Erholungsflächen nach ihrer 
jeweiligen besonderen Zweckbestimmung, z.B. 
Parkanlagen, Friedhöfe, Kleingartenanlagen, 
größere Spiel- und Sportflächen, ungestörte 
Landschaftsräume.
Darstellung (F) der für diese Planungsebene be­
deutsamen linearen und punktuellen Erholungs­

Grundleistungen einrichtungen bzw. Freiraumverbindungen wie 
z.B. Hauptwander-, Reit- und Radwege.

• Darstellung der Grün- und Freiflächen, in denen 
erhöhte Anforderungen z.B. an

die Sicherung und Entwicklung von Arten- 
und Biotopschutzfunktionen (S/E), 
die gestalterische Einbindung (S/E), 
die Berücksichtigung gartendenkmalpflege­
rischer Belange (S/E), 
den Schutz des Grundwassers und der Ober­
flächengewässer (S/E) 

zu beachten sind.

4.7.4 Anforderungen
an die bauliche Nutzung
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB)

• Darstellung (F) der landschaftsplanerisch be­
werteten Bauflächen für die absehbare Entwick­
lung in Absprache mit dem Flächennutzungs­
planer, gegliedert nach Nutzungsarten. 
Darstellung von Bauflächen oder Bereichen in 
Bauflächen mit erhöhten landschaftsplaneri­
schen Anforderungen (z.B. an die nachfolgende 
Bebauungsplan-/Grünordnungsplanebene) für

die Rückhaltung und die Versickerung des 
Niederschlagwassers (Entsiegelung, Öffnen 
von verrohrten Gewässern, Retentionsraum­
gestaltung - S/E),
die kleinräumige Verbesserung des Stadtkli­
mas (Bestimmung geeigneter Nutzungen in 
Frischluft-/Kaltluftbahnen - S/E), 
die Sicherung und Entwicklung von Arten 
und Biotopfunktionen (Durchgängigkeit, sied­
lungsbezogene Lebensräume - S/E), 
die Ausstattung mit Freiflächen für die land­
schaftsbezogene Erholung (Fuß- und Rad­
wegenetze - F),
die gestalterische Einbindung in Natur und 
Landschaft (Ortsrandgestaltung, Eingrünung 
-F ).

• Darstellung (F) von Entwicklungsbereichen für 
erforderliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnah­
men für geplante Bauflächen, Darlegung (E) 
von Grundzügen für Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen (siehe auch 4.7.1, 5. Spiegelstrich). 
(Hinweis: Zur "Eingriffsregelung und Bauvor­
haben" gilt Art. 6f im BayNatSchG, wonach die 
seit dem 01.05.1993 geltende Eingriffsregelung 
des § 8a Abs. 1 BNatSchG bis 30.04.1998 nicht 
zwingend anzuwenden ist.)

• Darstellung (S/E) der vorhandenen Bauflächen, 
in denen ökologische und gestalterische Maß­
nahmen erforderlich sind (Erhalten von Baum­
bestand, Durchgrünung).

4.7.5 Anforderungen
an die Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Darstellung (F) der vorhandenen und Übernah­
me der für die absehbare Entwicklung land-
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schaftsplanerisch bewerteten Flächen für Ver­
kehrsanlagen, wie z.B. Schienenwege, Umge­
hungsstraßen, Kanäle, Flugplätze sowie der vor­
handenen Anlagen (S/E), für die ökologische 
und gestalterische Maßnahmen erforderlich sind 
(siehe auch 4.7.1, 5. Spiegelstrich).

4.7.6 Anforderungen an die Flächen 
für Ver- und Entsorgungsanlagen
(§ 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB)

Darstellung (F) der vorhandenen und Übernah­
me der für die absehbare Entwicklung land­
schaftsplanerisch bewerteten Flächen für Ver- 
und Entsorgungsanlagen, wie z.B. Deponien, 
Kläranlagen, Kraftwerksstandorte, Windkraft- 
anlagen, Leitungstrassen sowie der vorhande­
nen Anlagen (S/E), für die ökologische und ge­
stalterische Maßnahmen erforderlich sind (siehe 
auch 4.7.1, 5. Spiegelstrich).

4.7.7 Anforderung an die Wasserflächen
(§ 5 Abs. 2 Nr. 7 BauGB)

• Darstellung (F/S/E) vorhandener und absehbar 
entstehender Wasserflächen, wie z.B. Bagger­
seen, zu öffnende verrohrte Gewässerabschnit­
te, zu verbessernde Gewässerabschnitte, Was­
serrückhaltebereiche.

4.7.8 Anforderung an die Flächen für Auf­
schüttungen, Abgrabungen oder für 
die Gewinnung von Bodenschätzen
(§ 5 Abs. 2 Nr. 8 BauGB)

Darstellung (F) der vprhandenen und für die 
absehbare Entwicklung landschaftsplanerisch 
bewerteten Flächen für Abgrabungen einschließ­
lich der Festlegung (S/E) von Bereichen für die 
Biotopentwicklung bzw. für Folgenutzungen.

4.7.9 Anforderungen
an die Flächen für Landwirtschaft
(§ 5 Abs. 2 Nr. 9 BauGB) •

• Darstellung (F/S/E) der Flächen mit besonderen 
Anforderungen an Art und Intensität der Nut­
zung aus Gründen

des Arten- und Biotopschutzes (Pufferflä­
chen, extensive Grünlandnutzung), 
des Schutzes von Grundwasser und Oberflä- 
chengewässem,
des Bodenschutzes (Erosionsschutz),
der Erhaltung kulturhistorisch wertvoller
Landschaften,
der Erhaltung besonderer Standortbedingun­
gen (u.a. aus ökologischer oder ökonomi­
scher Sicht).

• Darstellung (F) von Bereichen, in denen die 
vorhandene Dichte an Kleinstrukturen zu erhal­
ten bzw. zu erhöhen ist.

• Darstellung (F) der landschaftlich wertvollen 
Bereiche, die durch extensive landwirtschaftli­

che Nutzung bzw. durch landschaftspflegeri­
sche Maßnahmen offen zu halten sind (Eignung 
für den Einsatz spezifischer Förderprogramme, 
vgl. Anhang 2).
Darstellung (F/S) der Bereiche, die für die Auf­
rechterhaltung von klimatischen Ausgleichs­
wirkungen von Bedeutung sind.

4.7.10 Anforderungen
an die Flächen für Wald
(§ 5 Abs. 2 Nr. 9 BauGB)

Darstellung der Waldflächen mit besonderen Er­
fordernissen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege zur

Stärkung der Schutzfunktionen (S/E), 
Erhaltung von Sonderstandorten und kultur­
historisch wertvollen Wäldern (S/E). 

Darstellung (F/E) der Bereiche, die sich für eine 
Vermehrung der Waldfläche eignen (Auffor­
stungsgewanne; Flächen, die der Sukzession 
überlassen werden sollen).

Besondere Leistungen zu Kapitel 4.7.1 und 4.7.3
Zu 4.7.1, 5. Punkt der Aufzählung:
• Flächenscharfe Darstellung (F) der Ausgleichs­

und Ersatzflächen aus bisher rechtlich verbind­
lich genehmigten Eingriffen.

Zu 4.7.3, 1. Punkt der Aufzählung:
• Ermittlung des detaillierten Bedarfs von Grün- 

und Erholungsflächen (Parkanlagen, Friedhöfe, 
Sportanlagen usw.) unter Verwendung bewähr­
ter städtebaulicher Richtwerte (S/E) und unter 
besonderer Berücksichtigung der Verhältnisse 
vor Ort.

4.8 Hinweise zur Darstellung des Land­
schaftsplans als Teil des Flächen­
nutzungsplans in Karte und Text

4.8.1 Kartendarstellung

Bestandskarte (im wesentlichen Biotop- und 
Nutzungstypenkartierung): 
i.d.R. im Maßstab des FNP, 1:5.000 
Vorschläge und Beispiele für thematische Kar­
ten (incl. Bewertung):
i.d.R. im Maßstab 1:25.000 (je nach Gemeinde­
größe)
Bestand/Bewertung, z.B.

Bodenfunktionen
Wasserfunktionen
Klimafunktionen
Arten- und Biotopschutz-Bewertung
Landschaftserleben/-bild
Historische Landschaftsstruktur/-nutzungs-
verteilung
Landschaftseinheiten
Nutzungskonflikte
Darstellung vorhandener Ausgleichs- und 
Ersatzflächen aus Eingriffsvorhaben
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Zielvorstellungen/landschaftliches Leitbild, z.B. 
Arten- und Biotopschutz/Biotopverbund 
Waldentwicklung 
Landschaftserleben/-bild 
Bauliche Entwicklung 
Schutzgebietskonzept

FNP mit LP (Zielkarte in den jeweiligen Pla­
nungsphasen): 
i.d.R. im Maßstab 1:5.000

Für die kartenmäßige Darstellung (Planzeichen) 
sind die Planzeichenverordnung vom 18. Dez. 1990 
(SCHLEZ 1991) sowie die Planzeichen für die ört­
liche Landschaftsplanung (BFANL 1986) heranzu­
ziehen.
Weitere Empfehlungen für Planzeichen enthält die 
Merkblattreihe des Bayerischen Landesamtes für 
Umweltschutz "Planungshilfen für die Landschafts­
planung"

4.8.2 Textdarstellung
(Erläuterungsbericht)

Mustergliederung:

Einführung
• Abriß der historischen Entwicklung der Land­

schaft
Gesetzliche sowie landes- und regionalplaneri­
sche Vorgaben

Landschaftliches Leitbild 
für das Gemeindegebiet

Ziele und Maßnahmen für die Entwicklung von 
Natur und Landschaft
• Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent­

wicklung von Natur und Landschaft 
(Erläuterung möglichst in den jeweiligen Kapiteln 
eines gemeinsamen Erläuterungsberichts FNP mit 
LP)

Schutzgebiete, -Objekte; ökologisch beson­
ders wertvolle Flächen 
Biotopverbundsystem, Lebensraumentwick­
lung
Grün- und Freiflächenkonzept 
Konzept zum Naturerleben und zur Erhal­
tung und Entwicklung des Landschaftsbil­
des

Anforderungen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege an die Flächennutzungen 

Siedlung 
Verkehr 
Landwirtschaft 
Forstwirtschaft
Erholungsnutzung und Fremdenverkehr 
Ver- und Entsorgung 
Wasserwirtschaft 
Abbau und Aufschüttungen 
sonstige Nutzungen

• Möglichkeiten des Einsatzes von Förderpro­
grammen zur Landschaftsentwicklung

Planungsgrundlagen und Landschaftsanalyse
• Natürliche Grundlagen

Naturräumliche Gliederung 
Geologie
Oberflächengestalt/Relief
Böden
Wasserhaushalt
Klima
Arten und Lebensräume

Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes/Land- 
schaftsbild

Bodenfunktionen
Funktionen des Wasserhaushaltes
Klimafunktion
Lebensraumfunktion für Flora und Fauna 
Naturbezogene Erholungseignung

Vorhandene Nutzungen und ihre Auswirkungen 
auf Natur und Landschaft 
(Erläuterung möglichst in den jeweiligen Kapiteln 
eines gemeinsamen Erläuterungsberichts FNP mit 
LP)

Siedlung
Verkehr
Landwirtschaft
Forstwirtschaft
Erholungsnutzung und Fremdenverkehr 
Ver- und Entsorgung 
Wasserwirtschaft 
Abbau und Aufschüttungen 
sonstige Nutzungen

Zusammenfassung

Quellenverzeichnis

5 Umsetzung der Ziele und Maßnahmen

5.0 Allgemeine Hinweise

Die Umsetzung der Inhalte der landschaftsplaneri­
schen Aussagen des Flächennutzungsplans mit 
Landschaftsplan soll möglichst frühzeitig begonnen 
werden. Anders als bei den Darstellungen zu neuen 
Baugebieten, die vorwiegend durch weitergehende 
Planungen umgesetzt werden (Bebauungsplanebe­
ne), bedürfen landschaftsplanerische Darstellungen 
in der Regel besonderer Bemühungen der Gemein­
de, damit sie unter Mitwirkung der Betroffenen 
verwirklicht werden. Mit der Umsetzung können 
Entwicklungen initiiert werden, die die Interessen 
von Naturschutz, Landwirtschaft und Gemeinde­
entwicklung verknüpfen. Neben einer Verbesserung 
in den Bereichen Naturhaushalt/Landschaftsbild 
kann es zu einer meßbaren Erhöhung der Wert­
schöpfung in der Gemeinde kommen. Allgemein ist 
es wichtig, daß die Gemeinde sich ihren Land­
schaftsplan zu eigen macht und Mittel und Wege 
sucht, mit denen sie ihre Ziele und Maßnahmen 
umsetzen kann. Dazu sind weitere Beratungen bzw. 
Planungsschritte erforderlich.
Die Gemeinde soll dabei die konstruktive Zusam­
menarbeit mit den Landwirten und Grundstücksbe-
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W O R U M  
G E H T 'S  ? — ►
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U m setzu n g  d er lan dsch aftsp lan erisch en  Inh a lte  des FN P  m it LP

In h a lte  des L an dsch aftsp lan s

W E R  K A N N  
H A N D E L N  ? —  ►
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W E R D E N ?

G em eind e V e rw a ltu n g s -
und

F achbehörden

V e rb ä n d e ,
V e re in e ,

K ö rp e rs c h a fte n ,

E inze lpersonenUm setzung mit di­

rekter W irkung

Um setzung mit in­

direkter W irkung

siehe Abbildung 3/2 siehe Abbildung 3/3

Abbildung 3/1

Übersicht über die Umsetzung der Inhalte des Landschaftsplans

sitzem suchen, da diese über den Großteil der Flä­
chen verfügen, meist hervorragende Ortskenntnisse 
besitzen und in der Lage sind, viele Maßnahmen 
selber durchführen zu können.
Wesentlich ist auch der enge Kontakt mit Fachbe­
hörden (wie z.B. Naturschutzbehörden, Wasser- 
wirtschafts-, Landwirtschafts-, Forst- und Straßen­
bauämter, Direktion für Ländliche Entwicklung), da 
diese sowohl Fachberatung anbieten als auch Maß­
nahmen umsetzen können.
Der Kontakt zum Landschaftsarchitekten sollte mit 
der Fertigstellung des Landschaftsplans nicht ab­
reißen, vielmehr soll die Gemeinde bei allen ent­
sprechenden Entscheidungen die fachliche Bera­
tung der Landschaftsarchitekten in Anspruch neh­
men.
Als unerläßlich hat sich ein ständiger Informations­
fluß  von der Gemeinde zu den Bürgern, Vereinen, 
Verbänden und Behörden herausgestellt - und auch 
umgekehrt.
Bei der Erarbeitung des Umsetzungskonzepts bzw. 
bei der Umsetzungsberatung ist zu prüfen, welche 
Genehmigungsverfahren, z.B. Wasserrechtsverfah­
ren, für die Verwirklichung der einzelnen Maßnah­
men notwendig sind.

5.1 Wege der Umsetzung

Die Gemeinden setzen die landschaftsplanerischen 
Inhalte der Bauleitplanung direkt oder indirekt um 
(vgl. Abb. 3/1 bis 3/3 und Fördermöglichkeiten im 
Anhang 2). Darüber hinaus gehen diese Inhalte des 
Flächennutzungsplans mit Landschaftsplan in das 
Handeln von Verwaltung und Fachbehörden sowie 
Verbänden, Vereinen und sonstigen gesellschaftli­
chen Gruppen ein.

5.2 Umsetzungsmöglichkeiten 
der Gemeinde*)

5.2.1 Bildung eines Arbeitskreises, Beauf­
tragung eines Umsetzungsteams und 
ggf. Einstellung einer Fachkraft für 
Beratungsaufgaben

Die Gemeinde soll zur Umsetzung der landschafts­
planerischen Ziele und Maßnahmen die entspre­
chenden Themen eingehend im Gemeinderat disku­
tieren und einen Arbeitskreis bilden, der aus Ge­
meinderäten und interessierten Bürgern, vor allem 
den Landnutzem, zusammengesetzt ist ("Runder 
Tisch") und bei Bedarf Vertreter von Fachbehörden 
beizieht.

Die Einrichtung eines Arbeitskreises hat den Vor­
teil, daß das Thema Umsetzung fachkundig beraten 
und betreut wird. Er kann wesentlich dazu beitra­
gen, daß die planerischen Lösungen verwirklicht 
und auftretende Konflikte bewältigt werden. Ande­
rerseits stellt er ein Verbindungsglied zwischen Bür­
gern, Gemeinderat und Behörden dar.

Um die Chancen, die in der Landschaftsplanumset­
zung stecken, optimal ausnutzen zu können, ist es 
für die Gemeinden sinnvoll, Umsetzungsteams mit 
der Koordinierung und Durchführung von Umset­
zungsmaßnahmen zu beauftragen. Ein solches Um-

*) Zur Gesamtthematik "Die umweltbewußte Gemeinde" hat das 
Bayerische Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen in Zusammenarbeit mit dem Bayerischen Ge­
meindetag und in Abstimmung mit dem Bayerischen Städtetag 
1996 einen gleichnamigen Umweltleitfaden mit konkreten 
Handlungsempfehlungen für die Gemeinden herausgegeben.
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Inhalte des Landschaftsplans

Gemeinde

Umsetzung mit direkter Wirkung

Bildung e ines  A rbe itskre ises , B eauf­
tra g u n g  e ines U m se tzu n g s tea m s  
und g g fs . E instellung  e iner F ach kra ft 
fü r  B era tu n gsau fgaben

Z u s a m m e n a rb e it m it V ere in en  und  
V erb ä n d e n

Ö ffe n tlic h k e its a rb e it und Bürgerin ­
fo rm a tio n

E inrichtung  e ines H ausha lts tite ls  fü r  
die finanzie lle  Förderung  von M a ß ­
n ahm en

G ru n d e rw e rb  und A u sü b un g  des  
V o rk a u fs re c h ts  in besonderen  Fällen

Umsetzung mit indirekter Wirkung

W e ite rfü h re n d e  P lanungen , S a tzu n ­
gen und V ero rd n u n g en , z .B .:  

In fo rm elle  P lanungen  
B ebauungsplan  m it 
G rünordnungsp lan  
ö rtlic h e  B auvorschriften  
F riedhofssatzung  
K le in gartensatzu ng  
B aum schu tzvero rd nu n g

Einbringung von  la n d s ch a fts p lan eri­
schen  Z ie len  in g em e ind liche  S te l­
lungnahm en  als T rä g e r ö ffe n tlic h e r  
B elange in V e rfa h re n  und P lanungen  
D ritte r

N u tzu n g  von  V e rfa h re n  d er s tä d te ­
bau lichen  E rneuerung und  d er L änd ­
lichen E n tw ick lu n g  in D o rf und Flur

T e iln a h m e  an b z w . A u srich tu n g  von  
W e ttb e w e rb e n

T siehe unter Kapitel 5.2. siehe unter Kapitel 5.2. t

Abbildung 3/2

Umsetzungsmöglichkeiten der Gemeinde

setzungsteam soll sich im Kem zusammensetzen 
aus einem Landschaftsarchitekten und einem Um­
setzungsberater. Weiterhin können diesem Umset­
zungsteam z.B. Fachwirte für Naturschutz und 
Landschaftspflege angehören.

Wesentliche Aufgaben eines solchen Umsetzungs­
teams sind:
• Aufbereitung der landschaftsplanerischen Aus­

sagen zu einer zeitlich und räumlich gestaffelten 
Umsetzungskonzeption in Absprache mit den 
Fachbehörden.

Information und Beratung der Grundstücksbe­
sitzer, welche Ziele des Landschaftsplans auf 
bestimmten Flächen über entsprechende Pro­
gramme umgesetzt werden können.
Sehr wichtig ist dabei, daß die Förderprogram­
me auf die Betriebsstruktur der Grundstücksbe­
sitzer abgestimmt werden (zur Förderung der 
Umsetzung von Landschaftsplänen siehe An­
hang 2).

• Initiierung von Projekten, die die Situation von 
Naturschutz, Landwirtschaft und Gewerbe im
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Inhalte des Landschaftsplans

Verwaltungs- und Fachbehörden, Vereine, Verbände, Körperschaf-

z.B.: ten, Einzelpersonen, z.B.;

-  Regierung und Kreisverwal- - Landschaftspflegeverband
tungsbehörden - Naturschutzorientierte Verbände

- Forst-, Landwirtschafts- und - Naturparkträger

Wasserwirtschaftsamt - Obst- und Gartenbauverein

- Straßenbauamt und Autobahndi- - Bauernverband
rektion - Fischereiverein

-  Verwaltung der Staatl. Schlös- - Jagdverband und Jagd-

ser, Gärten und Seen genossenschaft

- Direktion für Ländliche Ent- - Stiftungen, Zweckverbände
Wicklung - Kirchen

Einzelpersonen:

- Grundstückseigentümer

- Nutzungsberechtigte

durch:
G en eh m ig u n g s - und B ew illig un g sb e­
scheide;
S te llu n g n a h m e als T rä g e r ö ffen tlich er  
Belange;
P lanung , A u s fü h ru n g , V e rg a b e  von  
A u sfü h ru n g sa rb e iten ;
G en eh m ig u n g e n ;
V e rfa h re n  d e r Ländlichen  E n tw ick lu n g  
in D o rf und  Flur;
G u ta c h te rlic h e  S te llun g nahm en ; 
B eratung  und In fo rm atio n ;
Förderung  (K u ltu rla n d sc h a ftsp ro ­
g ra m m , V ertra g s n a tu rs c h u tzp ro g ra m m , 
E U -F ö rd eru n g  zu r E n tw ick lu n g  der 
länd lichen  G e b ie te  /  5b -F örderu ng )

durch:
N u tzu n g  der e ig en en  F lächen  g e m ä ß  
A u ss ag en  des L an dsch aftsp lan s; 
D u rc h fü h ru n g , V e rg a b e  und  
Finanzierung  von  M a ß n a h m e n ;  
A n k a u f von  Flächen;
Zusch üsse  und S p enden; 
D u rc h fü h ru n g  von  und T e iln a h m e  an  
W e ttb e w e rb e n .

Abbildung 3/3

Sonstige Umsetzungsmöglichkeiten

Sinne einer zukunftsfähigen Gemeindeentwick­
lung nachhaltig verbessern.

• Klärung der Einzelheiten der Finanzierung mit 
den entsprechenden Fachbehörden und Vorbe­
reitung der Verträge und Einzelmaßnahmen.

• Überwachung und Betreuung der Umsetzungs­
maßnahmen.

Öffentlichkeitsarbeit durch Informationsveran­
staltungen, Broschüren, Presseartikel u.a..

Das Umsetzungsteam wird bei seiner Arbeit von 
den Fachbehörden unterstützt.
Bei größeren Gemeinden kann es zweckmäßiger 
sein, eine Fachkraft für Beratungsaufgaben einzu­
stellen, die dann schwerpunktmäßig die Koordinie­
rung, Beratung und Durchführung von Umset­
zungsmaßnahmen übernehmen kann.

Eine Fachkraft für Beratungsaufgaben würde auch 
eine wichtige Verbindungsfunktion darstellen zwi-
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sehen Gemeinderat, Verwaltung, Bürgern und Be­
hörden.

5.2.2 Zusammenarbeit mit Vereinen und 
Verbänden

Für die Durchführung von landschaftspflegerischen 
Maßnahmen aus dem Landschaftsplan (z.B. Pflan­
zen von Hecken, Anlegen von Biotopen, Mahd von 
Feuchtflächen und Trockenstandorten u.a.) können 
auch Vereine und Verbände, die sich satzungsgemäß 
dem Naturschutz und der Landschaftspflege wid­
men, als Träger gewonnen werden. Nach Art. 4 
BayNatSchG sollen die Träger dann nach Möglich­
keit land- und forstwirtschaftliche Betriebe oder 
deren Zusammenschlüsse mit der Ausführung der 
landschaftspflegerischen Maßnahmen beauftragen. 
Die Firmen des Garten-, Landschafts- und Sport­
platzbausbieten eine fachgerechte Ausführung land­
schaftspflegerischer oder -verbessernder Maßnah­
men an (z.B. Biotopneuschaffung).
Viele der Einzelmaßnahmen können durch ver­
schiedene Förderprogramme realisiert werden. Die 
Fragen der Förderung (zur Förderung der Umset­
zung von Landschaftsplänen siehe Anhang 2) sind 
im Einzelfall mit den zuständigen Behörden (Land­
ratsamt, Amt für Landwirtschaft und Ernährung, 
Forstamt, Wasserwirtschaftsamt, Direktion für Länd­
liche Entwicklung) abzuklären.
Hilfreich ist dabei auch die Mitgliedschaft der Ge­
meinde in naturschutzorientierten Verbänden und 
Vereinen (z.B. Landschaftspflege verband, Natur­
parke, anerkannte Naturschutz verbände).

5.2.3 Öffentlichkeitsarbeit 
und Bürgerinformation

Die Gemeinde soll ihre Bürger rechtzeitig und um­
fassend über die beabsichtigten und laufenden Um­
setzungsmaßnahmen informieren, damit sie - insbe­
sondere auch die Grundstückseigentümer - am Um­
setzungsprozeß teilhaben und rechtzeitig ihre Be­
denken und Anregungen einbringen können. 
Möglichkeiten sind z.B. Pressemitteilungen, Infor­
mationsveranstaltungen oder der Bürgerbrief.
Auf Kapitel 6 "Informationsaustausch und Öffent­
lichkeitsarbeit" wird hingewiesen.

5.2.4 Einrichtung eines 
Haushaltstitels für die finanzielle 
Förderung von Maßnahmen

Für Maßnahmen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege bietet es sich an, einen eigenen Titel 
im Gemeindehaushalt einzurichten, um z.B. ge­
meindliche Maßnahmen sicherer finanzieren und 
den Eigenanteil bei staatlicher Förderung bereitstel­
len zu können.
Außerdem kann die Verwaltung ihr Arbeitspro­
gramm an einem solchen festen Haushaltstitel ori­
entieren und dementsprechend die Umsetzungs­
maßnahmen koordinieren.

5.2.5 Grunderwerb und Ausübung des 
Vorkaufsrechtes in besonderen 
Fällen

Wenn die Durchführung von z.B. speziellen Bio­
topgestaltungsmaßnahmen einen Grunderwerb vor­
aussetzt, soll die Gemeinde das Grundstück erwer­
ben.
Nach Art. 34 BayNatSchG stehen u.a. den Gemein­
den Vorkaufsrechte zu beim Verkauf von Grund­
stücken,

auf denen sich oberirdische Gewässer befinden 
oder die daran angrenzen (ohne Be- und Entwäs­
serungsgräben),
die ganz oder teilweise in Naturschutzgebieten, 
Nationalparken oder als solchen einstweilig si­
chergestellten Gebieten liegen, 
auf denen sich Naturdenkmäler, geschützte Land­
schaftsbestandteile oder als solche einstweilig 
sichergestellte Schutzgegenstände befinden.

In diesem Zusammenhang wird den Gemeinden 
empfohlen, den Eigentumsbestand der öffentlichen 
Hand, insbesondere der eigenen Grundstücke, stän­
dig kartenmäßig zu aktualisieren, um so auch vor­
bildhaft und gezielt ökologische Umsetzungsmaß­
nahmen durchführen zu können (vgl. Art. 2 Abs. 1 
BayNatSchG).

5.2.6 Teilnahme an bzw. Ausrichtung von 
Wettbewerben

Eine weitere Möglichkeit ist die Teilnahme an und 
Ausrichtung von Wettbewerben, wie z.B. "Natur in 
der Gemeinde", "Unser Dorf soll schöner werden - 
Unser Dorf hat Zukunft" Dabei können mit Hilfe 
der Bürger und örtlicher Vereine erfahrungsgemäß 
viele Ziele und Maßnahmen nicht nur im besiedel­
ten Bereich, sondern auch in der Flur verwirklicht 
werden.
Die Gemeinde soll versuchen, ihre Schulen anzure­
gen, am Wettbewerb "Natur im Schulumfeld" teil­
zunehmen. Dies hat auch den Vorteil, daß sich be­
reits Schulkinder mit ökologischen und gestalteri­
schen Themen intensiv beschäftigen.

5.2.7 Weiterführende Planungen,
Satzungen und Verordnungen

Informelle Planungen
Informelle Planungen sind Planungen ohne unmit­
telbare Rechtswirkung im Vorfeld zu rechtsverbind­
lichen Planungen. Sie eignen sich insbesondere in 
Teilbereichen einer Gemeinde mit erhöhtem Nut­
zungsdruck oder mit besonderen Gestaltungsan­
sprüchen. Als räumlich konkrete Entwürfe können 
städtebaulich-landschaftliche Rahmenpläne, Pfle- 
gepläne, Umsetzungs-, Freiraum- oder Grünkon­
zepte wesentlich dazu beitragen, landschaftsplane­
rische Ziele zu veranschaulichen sowie eine Selbst­
bindung und einen Konsens in der Gemeinde her­
beizuführen, auch um ggf. nachfolgende rechtsver­
bindliche Planungen zu erleichtern.
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Bebauungsplan und Grünordnungsplan
Die Darstellungen im Flächennutzungsplan mit 
Landschaftsplan werden im Bebauungsplan mit 
Grünordnungsplan konkretisiert und rechtsverbind­
lich festgesetzt.
Damit kann im bebauten Bereich durch grünordne- 
rische Festsetzung eine qualitativ hochwertige Pla­
nung erreicht werden, die wiederum eine entspre­
chende Qualität des Wohnumfeldes bewirkt.
Im nachfolgenden Freiflächengestaltungsplan kön­
nen dann die entsprechenden grünordnerischen 
bzw. ökologischen Belange für das einzelne Grund­
stück konkretisiert werden.
Sollen im Außenbereich Belange von Natur und 
Landschaft festgesetzt werden, so kann nach Art. 3 
Abs. 5 BayNatSchG auch nur ein Grünordnungs­
plan allein aufgestellt werden, der die Rechtskraft 
eines Bebauungsplanes erhält.
Gemeinden sollen diese Möglichkeit der Umset­
zung verstärkt nutzen.

Örtliche Bauvorschriften/Gestaltungssatzung
Nach Art. 98 der Bayerischen Bauordnung können 
Gemeinden durch eine Satzung örtliche Bauvor­
schriften erlassen, wobei auch Belange der Grün­
ordnung und Freiraumgestaltung geregelt werden 
können.
So können z.B. die Herstellung und der Unterhalt 
sowie die Gestaltung und Ausstattung von Kinder­
spielplätzen geregelt werden. Ferner können größe­
re Abstandsflächen (Grünflächen) als die normaler­
weise erforderlichen bestimmt werden, wobei hier­
für die Aufstellung einfacher Bebauungspläne ein 
geeignetes Instrument sein kann.
Sehr bedeutend ist die Möglichkeit, in besonderen 
Fällen eine Vorschrift zu erlassen, wonach auf den 
nicht überbauten Flächen eines bebauten Grund­
stückes Bäume nicht beseitigt oder beschädigt wer­
den dürfen. Eine derartige Vorschrift ist vor allem 
für jene Gemeinden interessant, die keine Baum­
schutzverordnung nach dem Bayerischen Natur­
schutzgesetz anstreben.

Baumschutz-Verordnung
Um den Bestand an größeren Bäumen effektiv er­
halten zu können, gibt es die Möglichkeit, nach Art. 
12 Abs. 2 BayNatSchG eine Baumschutzverord­
nung zu erlassen.
Eine Baumschutzverordnung muß nicht flächen­
deckend für die gesamte Gemeinde gelten, sondern 
kann sich auch auf (Orts-)Teile beschränken.

Friedhofs- und Kleingartensatzung
Friedhöfe und Kleingartenanlagen stellen gerade in 
größeren Gemeinden wichtige Grünzonen für die 
Erholung der Bürger dar und tragen oft entschei­
dend zur Gliederung und Gestaltung des Ortsbildes 
bei. Friedhofs- und Kleingartensatzungen sind für 
eine gestalterische und funktional-organisatorische 
Qualität dieser Freiflächen notwendig.

Solche Grünzonen sollen nicht nur erhalten, son­
dern u.a. verstärkt angelegt werden, da sie einen 
beträchtlichen Beitrag zur ökologischen Vielfalt lei­
sten können.

Weitere Satzungen
In weiteren Satzungen, wie z.B. der Entwässerungs­
satzung oder spezifischen Abgabensatzungen (z.B. 
zur Abfallbeseitigung, Bodenversiegelung u.a.), 
können die Gemeinden auf die Qualität von Natur 
und Umwelt Einfluß nehmen.

5.2.8 Landschaftsplanerische Ziele
aus dem Flächennutzungsplan mit 
Landschaftsplan in gemeindlichen 
Stellungnahmen

Bei verschiedenen Verfahren oder Studien, wie etwa 
Raumordnungsverfahren, Umweltverträglichkeits­
studien und Zulassungsverfahren für Bau- und In­
vestitionsvorhaben, kann eine Gemeinde als Träger 
öffentlicher Belange ihre Ziele und Vorstellungen, 
abgeleitet aus dem Flächennutzungsplan mit Land­
schaftsplan, einbringen.
Dabei gilt, daß öffentliche Planungsträger ihre eige­
nen Planungen den Aussagen im Flächennutzungs­
plan mit Landschaftsplan anzupassen haben, aller­
dings unter der Bedingung, daß sie vorher diesen 
Aussagen nicht widersprochen haben (§ 7 BauGB). 
Da es bei der Stellungnahme zu den entsprechenden 
Verfahren meistens um eine Vertiefung der Thema­
tik und um Detailfragen geht, wird den Gemeinden 
empfohlen, einen Landschaftsarchitekten zu Rate 
ziehen.

5.2.9 Nutzung von Verfahren der städte­
baulichen Erneuerung und der Länd­
lichen Entwicklung in Dorf und Flur

Die Gemeinde soll zur Umsetzung der landschafts­
planerischen Ziele auch Verfahren der städtebauli­
chen Erneuerung und der Ländlichen Entwicklung 
in Dorf und Flur nutzen. Dabei sollen die Aussagen 
des Flächennutzungsplans mit Landschaftsplan die­
sen Verfahren im Sinne von Leitvorstellungen, so­
weit möglich auch als räumlich zu konkretisierende 
Vorgaben, zugrunde gelegt werden.
Darüber hinaus können für Zwecke des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege eigene Verfahren der 
Ländlichen Entwicklung in Dorf und Flur durchge­
führt werden. Die Möglichkeiten hierzu sind mit der 
Direktion für Ländliche Entwicklung abzuklären.

6 Informationsaustausch 
und Öffentlichkeitsarbeit

6.1 Öffentlichkeitsarbeit der
Gemeinden in der Bauleitplanung

Die Landschaftsplanung ist integraler Bestandteil 
der Bauleitplanung und damit der Gemeindeent­
wicklung in der Planungshoheit der Gemeinde. Im
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Rahmen der Bauleitplanung gilt es, die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege mit den 
sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit an Na­
tur und Landschaft abzuwägen und somit Konflikte, 
die sich durch unterschiedliche Ansprüche an Natur 
und Landschaft ergeben können, sachgerecht zu 
lösen. Der Erfolg der gemeindlichen Landschafts­
planung ist aber auch abhängig von ihrer Akzeptanz 
und der Bereitschaft zur Mitwirkung der Bevölke­
rung. Mittels einer überzeugenden Öffentlichkeits­
arbeit kann die Gemeinde die Zustimmung zu Plan­
inhalten erhöhen und die Beteiligung der Bürger bei 
der Planung und Umsetzung fördern. Darüber hin­
aus besteht in den einschlägigen Verfahren nach § 3 
und § 4 BauGB sowie ggf. im Rahmen der Land- 
schaftsplan-Umsetzung eine Informations- und Er­
örterungspflicht. Soweit möglich sollen Fragen der 
baulichen und landschaftlichen Entwicklung ge­
meinsam erörtert werden.

Folgende Möglichkeiten bieten sich den Gemein­
den an:

6.1.1 Einrichtung von Arbeitskreisen 
("Runder Tisch") bzw. Durch­
führung von Versammlungen

Arbeitskreise, z.B. der "Runde Tisch" (vgl. Kap. 2), 
und Versammlungen dienen der Diskussion aktuel­
ler Fragen zwischen Gemeinde und Bürgern, die 
sich im Rahmen der Aufstellung oder Umsetzung 
des Flächennutzungsplans mit Landschaftsplan er­
geben, sowie der Entwicklung planerischer Leitbil­
der. Sie sind Gelegenheit zur Äußerung und Erörte­
rung nach § 3 BauGB. Planer oder Vertreter der 
Fachbehörden können beraten bzw. organisatorisch 
unterstützen.
Falls zweckmäßig, können Veranstaltungen mit ein­
zelnen gesellschaftlichen Gruppen (z.B. Landwir­
ten, örtlichen Vereinen und Verbänden) oder nach 
Ortsteilen getrennt durchgeführt werden.

6.1.2 Informations- bzw. Bürgerbrief

Mittels Informationsbriefen kann die Gemeinde im 
Planungs- oder Umsetzungsprozeß ihre Bürger über 
den Sachstand oder zu aktuellen Fragen unterrich­
ten bzw. zur Beteiligung anregen. Der Bürgerbrief 
dient in der Regel der frühzeitigen Unterrichtung 
der Öffentlichkeit (vorgezogene Bürgerbeteiligung) 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Bauleit­
planung, sich wesentlich unterscheidende Lösun­
gen und die voraussichtlichen Auswirkungen. In­
haltlich enthält er somit:

Aufgabe und Verbindlichkeit des gemeindlichen 
Landschaftsplans als Teil des Flächennutzungs­
plans, Erfordernis und Planungsgrundsätze, Hin­
weise auf die gesetzlich vorgeschriebene Bür­
gerbeteiligung, 
den Umfang der Planung, 
wesentliche Aspekte von Bestandsaufnahme 
und Bewertung einschl. etwaiger hervorzuhe­
bender Konflikte aufgrund vorhandener oder zu

erwartender unterschiedlicher Nutzungsansprü­
che,
Ziele und Erfordernisse mit Planungsaltemati- 
ven,
Hinweise zur Umsetzung.

6.1.3 Pressemitteihmgen/Amtsblatt 
und Verlautbarungen

Durch Mitteilungen, z.B. im Amtsblatt oder ander­
weitigen Verlautbarungen, kann die Gemeinde

auf Veranstaltungen nach Ziffer 6.1.1. hinwei- 
sen,
über bestimmte Problempunkte oder Sachver­
halte informieren, die eine besondere Mitwir­
kung erfordern,
die Grundzüge der Planung oder Teile daraus, 
für die ein besonderer Diskussions- bzw. Betei­
ligungsbedarf erkannt wird, öffentlich bekannt­
machen.

6.1.4 Öffentliche Darstellung beispielhafter 
Naturschutz- und Landschaftspflege­
maßnahmen

Die öffentliche Darstellung beispielhaft umgesetz­
ter Maßnahmen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege regt zur Nachahmung an und erhöht 
die Akzeptanz der Umsetzung landschaftsplaneri­
scher Ziele.

6.1.5 Besichtigungen
und Informationsfahrten

Möglichst frühzeitige Besichtigungen und Informa­
tionsfahrten zu beispielhaft umgesetzten Maßnah­
men in anderen Gemeinden fördern die Diskussion 
und den Entscheidungsprozeß.

6.2 Öffentlichkeitsarbeit durch Fach­
behörden, Akademien und Berufs­
verbände

Die Öffentlichkeitsarbeit der Fachbehörden, Aka­
demien und Berufsverbände dient der Aufklärung 
und Information der Bürger über Inhalte und Ziele 
der Landschaftsplanung und leistet Unterstützung 
im Verfahrensablauf oder bei der Umsetzung. Im 
folgenden werden Schwerpunkte der Öffentlich­
keitsarbeit mit Bezug zur Landschaftsplanung vor­
gestellt:

6.2.1 Fachbehörden

Planungs- und Verfahrenshilfen mit zusammenge­
faßten Informationen zu einzelnen Aufgabenschwer­
punkten der örtlichen Landschaftsplanung in Bay­
ern stellen vor allem das Bayerische Staatsministe­
rium für Landesentwicklung und Umweltfragen 
und das Bayerische Landesamt für Umweltschutz 
bereit. Insbesondere sind zu nennen:
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In den Veröffentlichungen des Bayerischen Staats- 
ministeriums für Landesentwicklung und Um­
weltfragen erscheinen Dokumentationen, Studi­
en, Untersuchungen, Gutachten und sonstige 
fachliche Ausarbeitungen.

• Mit der Veröffentlichung beispielhafter Projekte 
zur Planung und Umsetzung gemeindlicher Land­
schaftspläne durch das Bayerische Staatsmini­
sterium für Landesentwicklung und Umweltfra­
gen soll zur Nachahmung angeregt werden.

• In der Reihe "Merkblätter zur Landschaftspflege 
und zum Naturschutz" des Bayerischen Landes­
amtes für Umweltschutz werden die "Planungs­
hilfen für die Landschaftsplanung" veröffent­
licht. Sie enthalten die spezielle Problemdarstel­
lung, die Vertiefung ausgewählter Fachinforma­
tionen, die themenbezogenen Möglichkeiten, 
Ziele und Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege aufzuzeigen und darzu­
stellen, sowie Hinweise auf weiterführendes 
Material und auf Fachliteratur.
Die Ergebnisse der geowissenschaftlichen Lan­
desaufnahme werden vom Bayerischen Geolo­
gischen Landesamt laufend in Schrift und Karte 
veröffentlicht.
Auch andere Fachbehörden (z.B. Direktionen 
für Ländliche Entwicklung, Oberste Baubehör­
de) stellen in Broschüren Informationen für die 
Landschaftsplanung und deren Umsetzung be­
reit.
Auf der Ebene der Bezirksregierungen werden 
periodische Informations- und Diskussionsver­
anstaltungen, regelmäßige oder bedarfsweise 
Treffen mit den Landschaftsarchitekten ("Archi­
tektengespräche") sowie themenbezogene Ein­
zelveranstaltungen durchgeführt.
Die Naturschutzbehörden beraten und unterstüt­
zen die Gemeinden bei den genannten Möglich­
keiten der Öffentlichkeitsarbeit.

6.2.2 Fachakademien, Verbände

Verbände, die Akademie für Fort- und Weiterbil­
dung der Bayerischen Architektenkammer und an­
dere Fachakademien bieten Veranstaltungen und 
Fachseminare zur gemeindlichen Landschaftspla­
nung an.

Insbesondere die Bayerische Akademie für Natur­
schutz und Landschaftspflege bietet neben der Fort­
bildungstätigkeit ein Diskussionsforum für alle Be­
teiligten. Aus der Erfahrung mit bisherigen Veran­
staltungen zur gemeindlichen Landschaftsplanung 
ist gerade das Zusammenwirken von Vertretern der 
Gemeinden bzw. des Gemeindetages und des Städ­
tetages, Landschaftsarchitekten und Ortsplanem, 
interessierten Bürgern und Behördenvertretem an­
hand konkreter Beispiele "vor Ort" sehr fruchtbar. 
Die Ergebnisse können ausformuliert und veröf­
fentlicht werden, um den Erfolg "greifbar" und ei­
nem weiteren Personenkreis verfügbar zu machen.

Die Bayerische Akademie für Naturschutz und 
Landschaftspflege (ANL) bietet dazu folgendes In­
formationsprogramm :

• Workshops und Diskussionsveranstaltungen zu 
folgenden Themenbereichen:

Stand der Landschaftsplanung in Bayern 
und in Deutschland
Zielbestimmung und Selbstverständnis des 
gemeindlichen Landschaftsplans
Zusammenwirken des Landschaftsplans und 
des Flächennutzungsplans für ein integrier­
tes Gemeindeentwicklungskonzept
Umsetzung des gemeindlichen Landschafts­
plans als Teil der Bauleitplanung 
Entwicklung gemeinsamer Strategien zur 
Verbesserung der Zusammenarbeit der am 
Planungsprozeß Beteiligten.

Seminarreihe der ANL, z.T. in Zusammenarbeit 
mit anderen Institutionen, z.B. dem Bayerischen 
Gemeindetag:
Vorstellung und Diskussion beispielhafter ge­
meindlicher Flächennutzungspläne mit Land­
schaftsplänen und ihrer Umsetzung vor Ort so­
wie aus den Blickwinkeln unterschiedlicher Be­
teiligter, jeweils orientiert an bestimmten The­
menschwerpunkten wie z.B.

gemeindliche Landschaftsplanung im Kon­
flikt zwischen Ressourcenschutz und Woh­
nungsnot,
Landschaftsplanung als Instrument zur Frei­
flächenentwicklung im besiedelten Bereich,
Landschaftsplanung und Erstaufforstungen,
Umsetzung der gemeindlichen Landschafts­
planung über Verfahren der Ländlichen Ent­
wicklung in Dorf und Flur, 
Landschaftsplanung bürgemah: Möglich­
keiten der Einbindung der Gemeindevertre­
ter und Partizipation der Bürger in Planungs­
und Entscheidungsprozessen.

Speziallehrgänge der ANL zur

Vermittlung von Argumentations- und Kom­
munikationstechniken,
Analyse von Konflikten in zwischenmensch­
lichen Beziehungen und Hilfen zur Konflikt­
bewältigung (Erkenntnisse der Akzeptanz­
forschung).

Die Bayerische Architektenkammer fördert z.B. in 
Zusammenarbeit mit dem Bund Deutscher Land­
schaftsarchitekten die rechtliche Fortbildung der 
Landschaftsarchitekten, insbesondere im Natur­
schutzrecht, Baurecht und Verwaltungsverfahrens­
recht.

Die Bayerische Verwaltungsschule bietet Veranstal­
tungen, z.B. zu den Themenbereichen Naturschutz 
in der Bauleitplanung, Landschaftsplanung oder 
Baurecht an.
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6.3 Forschung, Wissenschaft und Lehre

6.3.1 Beitrag von Wissenschaft und 
Forschung

Verstärkte Einbeziehung von Fragen der Akzep­
tanz- und Partizipationsverbesserung sowie des 
Zusammenspiels planerischer, wirtschaftlicher 
und sozialer Komponenten im Planungsprozeß.

• Transparente und verständliche Aufbereitung 
von Forschungsergebnissen im Hinblick auf 
ihre planungspraktische Verwendbarkeit und 
Umsetzbarkeit.
Förderung von Forschungsvorhaben an der 
Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Praxis.

• Werkstattgespräche und öffentliche Veranstal­
tungen an den Hochschulen.

6.3.2 Beitrag der Lehre

In der Lehre sollen verstärkt sozialwissenschaft- 
liche Aspekte vermittelt werden, um den Men­
schen, seine Erwartungen und Zielvorstellungen 
hinsichtlich der verschiedensten "Nutzungen" 
(Arbeit, Ertrag, Erholung etc.) in die Planung 
einzubringen.

• Des weiteren ist ein Fachgebiet Kommunikation 
erforderlich, um nachstehende Probleme abzu­
bauen bzw. gar nicht erst entstehen zu lassen:

Zurückhaltung von Umweltwissen, 
Wahmehmungs- und Bewertungsdifferen­
zen,
Vermittlungsschwächen,
Emotionale Vorbelastungen.

Die allgemeinverständliche Aufbereitung von 
Umweltwissen und die gelungene Präsentation 
erarbeiteter Lösungen sind Belange, die in Auf­
gabenstellungen und bei Beurteilungen inner­
halb der Fachausbildung stärker berücksichtigt 
werden müssen.

• Für die Umsetzung von Landschaftsplaninhal­
ten sind Strategien weiterzuentwickeln.

7 Förderung und Honorierung

7.0 Allgemeine Hinweise

Die nachfolgenden Darstellungen geben im wesent­
lichen Hinweise zu Fragen, die sich bei der Ermitt­
lung des Honorars für die Erarbeitung von Land­
schaftsplänen ergeben können. Zusätzlich ist darauf 
hinzuweisen, daß die erstmalige Aufstellung eines 
gemeindlichen Landschaftsplans finanziell geför­
dert werden kann. Insoweit wird auf die Richtlinien 
zur Förderung von Landschaftsplänen verwiesen, 
die als Anhang 1 beigegeben sind.

Daneben besteht die Möglichkeit, Maßnahmen zur 
Umsetzung von Landschaftsplänen finanziell zu 
fördern. Im Zuge dieser Förderung können sowohl 
Landesmittel als auch Mittel der Europäischen Ge­
meinschaft zur Verfügung gestellt werden. Hinwei­

se, welche Förderprogramme in Frage kommen und 
welche Voraussetzungen bestehen, werden in An­
gang 2 gegeben. Weiterführende Auskünfte, die 
sich ggf. auch auf einen Einzelfall beziehen, geben 
auch die jeweils zuständigen örtlichen Behörden 
wie z.B. das Landratsamt, das Amt für Landwirt­
schaft und Ernährung, das Forstamt, das Wasser­
wirtschaftsamt und die Direktion für Ländliche Ent­
wicklung.

7.1 Grundlagen für die Honorar­
berechnung

Die im Zusammenhang mit der Ausarbeitung von 
Landschaftsplänen gemäß Art. 3 Abs. 2-5 Bay- 
NatSchG zu erbringenden Leistungen der Land­
schaftsarchitekten sind auf der Grundlage einer Ho­
norarordnung abzurechnen. Es ist dies die "Verord­
nung über die Honorare für Leistungen der Archi­
tekten und Ingenieure (Honorarordnung für Archi­
tekten und Ingenieure, HO AI)" vom 17. September 
1976, zuletzt geändert mit der Fünften Verordnung 
zur Änderung der Honorarordnung für Architekten 
und Ingenieure, die am 1.1.1996 in Kraft getreten 
ist.

Die HOAI enthält für die gemeindliche Land­
schaftsplanung Regelungen in folgenden Para­
graphen:

§§ 1-9
Allgemeine Vorschriften 
und
§§ 43-45b
Anwendungsbereich, Anwendung von Vor­
schriften aus den Teilen II und V, Honorarzonen 
für Leistungen bei Landschaftsplänen, Lei­
stungsbild Landschaftsplan, Honorartafel für 
Grundleistungen bei Landschaftsplänen.

Darüber hinaus sind in § 37 Abs. 2 (Leistungsbild 
Flächennutzungsplan) u.a. auch Besondere Leistun­
gen benannt, die auch für die Landschaftsplanung 
einschlägig sein können.

Die Höhe des Honorars bemißt sich nach der Größe 
des Planungsgebietes, nach der Schwierigkeit der 
Planung und nach dem Umfang der zu leistenden 
Arbeiten. Diese sind in Grundleistungen und Be­
sondere Leistungen unterteilt. Hinzu kommen Ne­
benkosten und die Mehrwertsteuer. Die Leistungs­
phasen 1 bis 4 der Grundleistungen sind anhand 
einer Honorartafel zu ermitteln. Die Leistungsphase 
5 der Grundleistungen sowie die Besonderen Lei­
stungen sind als Pauschal- oder Zeithonorar frei zu 
vereinbaren. Die Nebenkosten können pauschal 
oder auf Einzelnachweis abgerechnet werden.

7.2 Anwendung der HOAI,
Verfahren bei der Förderung 
von Landschaftsplänen

Die für die Bewilligung von Zuschüssen zu Land­
schaftsplänen zuständigen Naturschutzbehörden
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prüfen bei Fördervorhaben, ob den Bestimmungen 
der HO AI und den Förderrichtlinien entsprochen 
wird.

7.2.1 Hinweise zur Festlegung der 
Honorarzonen gemäß § 45 HO AI

Um bei der Honorarberechnung der imabhängig von 
der Größe des Planungsgebietes bestehenden Schwie­
rigkeit der jeweiligen Planung gerecht zu werden, 
stehen drei Honorarzonen zur Auswahl. Für die 
Festlegung der zutreffenden Honorarzone enthält § 45 
unterschiedliche Bewertungsmerkmale. Die Ermitt­
lung der zutreffenden Honorarzone ist Sache des 
Landschaftsarchitekten und wird im Falle einer Auf­
tragserteilung mit dem Honorar nach § 45a Abs. 1, 
Nr. 1 HO AI abgegolten. Im Rahmen der Förderung 
prüfen die Naturschutzbehörden fachaufsichtlich, 
ob die Honorarzone zutreffend gewählt ist.

7.2.2 Abgrenzung zwischen Grundleistun­
gen und Besonderen Leistungen

In § 2 HO AI ist allgemein dargestellt, wie sich die 
Grundleistungen von den Besonderen Leistungen 
unterscheiden. Demnach sind Grundleistungen sol­
che, die regelmäßig zur Erarbeitung eines Land­
schaftsplans erforderlich werden und dieses Erfor­
dernis nach Inhalt und Umfang nicht überschreiten. 
Eine Besondere Leistung sind solche Arbeiten, die 
nur in besonderen Fällen zusätzlich oder alternativ 
erforderlich werden oder die inhaltlich oder in ih­
rem Umfang über das hinausgehen, was zur Erar­
beitung eines Landschaftsplans erforderlich ist. Als 
Besondere Leistung gilt z.B. die an einer amtlichen 
Anleitung ausgerichtete Kartierung schutzwürdiger 
Biotope oder eine nach wissenschaftlichen Vorgaben 
durchgeführte Kartierung der nach Art. 6d Abs. 1 
BayNatSchG geschützten Flächen und Standorte. 
Als Besondere Leistungen sind auch Aufwendun­
gen zu honorieren, die im Rahmen von projektbe­
gleitenden Arbeitsgruppen entstehen. Hierunter 
sind insbesondere Arbeitsgruppen zu verstehen, in 
denen neben dem Landschaftsarchitekten und dem 
Auftraggeber die örtlichen Vertreter der berührten 
gesellschaftlichen Gruppen mitwirken und somit 
den Planungsprozeß begleiten (sog. Runder Tisch, 
siehe Kap. 2). Besondere Leistungen sind auch 
räumlich begrenzte Gutachten z.B. für die Erfas­
sung bestimmter floristischer und/oder faunisti- 
scher Grunddaten, die nur in besonderen Fällen 
notwendig sind und in der Regel von Spezialisten 
gefertigt werden.
Eine Besondere Leistung liegt nicht vor, wenn z.B. 
vor Ort die Aktualität der Biotopkartierung zu über­
prüfen und ggf. weitere Biotopflächen ergänzend 
darzustellen sind. In diesen Fällen entfällt die bei 
der Biotopkartierung zu leistende wissenschaftliche 
vollständige Beschreibung der jeweiligen Fläche 
entsprechend der amtlichen Kartierungsanleitung; 
es ist nur eine Abgrenzung und verbale Charakteri­
sierung zu leisten. Diese Arbeiten werden im Rah­

men der Erfassung der biotischen Ausstattung bei 
jedem Landschaftsplan durchzuführen sein, weil

die amtliche Biotopkartierung Flächen erst ab
einer bestimmten Größe erfaßt (landesweite
Ausrichtung der Kartierung),
weitere naturschutzfachlich relevante Flächen
zu erheben sind und
natürliche Weiterentwicklungen im Gemeinde­
gebiet in die Planung einzubeziehen sind.

Besondere Leistungen sind eigens zu vereinbaren 
und können nicht mit einer Zuordnung zu einer 
höheren Honorarzone abgegolten werden. Sie kön­
nen gemäß den Förderrichtlinien gefördert werden, 
soweit sie im Rahmen der Integration des Land­
schaftsplans in den Flächennutzungsplan bzw. der 
Mitwirkung des Landschaftsarchitekten daran ent­
stehen.

7.2.3 Bewertung der Leistungsphase 2

Wie in Kap. 7.2.2 dargestellt, ist eine nach wissen­
schaftlichen Vorgaben durchzuführende Biotopkar­
tierung oder 6d(l)-Kartierung als Besondere Lei­
stung abzurechnen. Dagegen ist die Darstellung 
(Hinweis, Kennzeichnung; keine flächenscharfe 
Darstellung) solcher Flächen im Landschaftsplan 
im Rahmen der Grundleistungen zu erbringen. 
Nach den üblichen, fachlichen Anforderungen ist 
für jeden Landschaftsplan eine Darstellung von 
6d(l)-Flächen und -Standorten zu fordern, obwohl 
im Gegensatz zur Biotopkartierung eine amtliche 
6d(l)-Kartierung nicht vorliegt. Würden solche Er­
hebungen und Darstellungen als Besondere Lei­
stungen abgerechnet, ergäbe sich ein Widerspruch 
zur Systematik der HO AI, die regelmäßig anfallende 
Arbeiten den Grundleistungen zuordnet (vergl. § 2 
HO AI). Da eine Darstellung der 6d(l)-Flächen und 
-Standorte im Landschaftsplan die Schwierigkeit 
der Planung nicht ändert - sie stellt lediglich einen 
Teil der Bestandsaufnahme dar -, kann daraus auch 
keine höhere Honorarzone abgeleitet werden.
Der Spielraum, der sich aus der Bewertung der 
Leistungsphase 2 von 20 bis 37 v.H. ergibt, ist nur 
dann anzuwenden, wenn sich aufgrund aktueller 
fachlicher Unterlagen, die in besonderen Fällen - 
also nicht regelmäßig - vorliegen, Ersparnisse bei 
der Bestandsaufnahme und deren Bewertung erge­
ben. Hierzu können Unterlagen, die regelmäßig vor­
liegen, wie z.B. eine Biotopkartienmg, nicht heran­
gezogen werden.
In den Fällen, in denen ein überdurchschnittlicher 
Aufwand für das Ermitteln der Planungsgrundlagen 
erforderlich wird, wie z.B. für Daten, die einzeln 
ermittelt und aufbereitet werden müssen oder we­
gen örtlicher Erhebungen, die über die übliche Kon­
trolle von aus vorhandenen Unterlagen gewonnenen 
Daten hinausgehen, entstehen Kosten, die die übli­
che Bewertung der Leistungsphase 2 von bis zu 
37% des Honorars der Grundleistungen überstei­
gen. Der dadurch entstehende zusätzliche Aufwand 
kann durch Bewertung der Leistungsphase 2 von
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37% bis zu 60% ausgeglichen werden. In diesen 
Fällen errechnet sich ein Honorar, das über die sich 
aus der Honorartabelle ergebenden 100% des Hono­
rars für Grundleistungen der Leistungsphasen 1-4 
hinausgehen kann.

7.2.4 Kosten für die Leistungsphase 5 
gemäß § 45a Abs. 1 HO AI

Im Zuge der Leistungsphase 5 ist die genehmi­
gungsfähige Fassung des Landschaftsplans zu ferti­
gen, die nach Behandlung aller Anregungen und 
Einwände aus der öffentlichen Auslegung der Ge­
nehmigungsbehörde vorzulegen ist. Da der Land­
schaftsplan in den Flächennutzungsplan zu integrie­
ren ist, also beide Planwerke in einen gemeinsamen 
Plan zusammengefaßt werden, wird auch nur eine 
genehmigungsfähige Planfassung gefertigt. Folg­
lich kann das Honorar für die Leistungsphase 5 
(Grundleistung) nur einmal abgerechnet werden. 
Soweit die genehmigungsfähige Planfassung vom 
Landschaftsarchitekten gefertigt wird, steht ihm die 
entsprechende Honorierung zu.

7.2.5 Kosten der Mitwirkung bei der Inte­
gration des Landschaftsplans in den 
Flächennutzungsplan

Wird die genehmigungsfähige Planfassung (Lei­
stungsphase 5) vom Flächennutzungsplaner gefer­
tigt, haben Landschaftsarchitekten Anspruch auf 
Vergütung von Leistungen, die bei der Zusammen­
führung des Landschaftsplans und des Flächennut­
zungsplans (Mitwirkung bei der Integration) entste­
hen. Hierzu zählen sowohl Beiträge zur Darstellung 
der Ziele in Text und Karten sowie deren Begrün­
dung im Textteil. Solche Leistungen sind Besondere 
Leistungen, die gesondert vereinbart werden und 
die nach den Förderrichtlinien förderfähig sind. 
Diese Kosten werden üblicherweise pauschal ermit­
telt und abgerechnet.

7.2.6 Nebenkosten gemäß § 7 HO AI

Die Höhe der Nebenkosten wird u.a. von der räum­
lichen Entfernung zwischen dem Sitz des Land­
schaftsarchitekten und der Gemeinde sowie vom 
Grad der Unterstützung des Landschaftsarchitekten 
bei der Beschaffung von Planungsunterlagen durch 
die Gemeinde beeinflußt. Nebenkosten werden üb­
licherweise pauschal, bezogen auf das Honorar für 
die Grundleistungen, ermittelt und abgerechnet. Als 
Erfahrungswert hat sich ein Anteil von bis zu 10%, 
bezogen auf das gesamte Honorar ohne Mehrwert­

steuer (also einschl. evtl. Besonderer Leistungen), 
ergeben. Soweit ein Anteil von 10% überschritten 
werden soll, wird im Rahmen der Förderung von 
Landschaftsplänen empfohlen, nähere Begründun­
gen zu fordern. Bei der Betrachtung des prozentua­
len Anteils ist auch zu prüfen, ob weitere Nebenko­
sten, wie z.B. Lichtpausen, gesondert abgerechnet 
werden sollen. Kosten für den Einsatz von EDV 
sind üblicherweise keine Nebenkosten, sondern Be­
standteil der Grundleistungen, weil im Falle der 
Landschaftsplanung die EDV üblicherweise als 
Hilfsmittel für die Fertigung von Karten oder Tex­
ten eingesetzt wird, die ohne EDV im Rahmen der 
Grundleistungen nach herkömmlichen Methoden 
zu fertigen wären. Die Kosten für die Digitalisie­
rung der Kartengrundlagen (Basiskarten) gehen 
über das übliche Maß hinaus und sind als Besondere 
Leistung zu vergüten.

7.2.7 Vergabe von Teilleistungen 
(Leistungsphase 3 - Vorläufige Plan­
fassung) gemäß § 45a Abs. 4 HO AI

Im Rahmen der Förderung von Landschaftsplänen 
soll einer Vergabe von Teilleistungen, wie dies nach 
§ 45a Abs. 4 HOAI möglich ist, nicht zugestimmt 
werden. Zweck der Förderung ist es, den Gemein­
den die Aufstellung eines genehmigungsfähigen 
Landschaftsplans zu ermöglichen. Wenn nicht alle 
dazu notwendigen Arbeiten in Auftrag gegeben 
werden, ist nicht sichergestellt, daß der Förder­
zweck erreicht wird.

7.2.8 Vereinbarung
eines vorläufigen Honorars

Die ursprünglich in § 46 Abs. 6 der HOAI in der 
Erstfassung (17.09.76) enthaltene Regelung, daß in 
bestimmten Fällen ein vorläufiges Honorar verein­
bart und das endgültige Honorar erst nach Abschluß 
der Arbeiten ermittelt werden kann, ist mit der drit­
ten Änderung der HOAI vom 17.03.1988 entfallen. 
Förderanträgen, die nur ein vorläufiges Honorar 
ausweisen, kann daher nicht zugestimmt werden.

7.2.9 Nachträgliche Förderung der 
Arbeiten zur Leistungsphase 5

Nach § 45a Abs. 3 Satz 2 HOAI kann der Fall 
eintreten, daß die Höhe von förderfähigen Kosten 
erst nach Abschluß der Arbeiten feststeht. Soweit 
dies nicht vorher ausreichend abschätzbar war, kön­
nen Zuschüsse auch nachträglich auf der Grundlage 
von Stundennachweisen bewilligt werden.
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